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Leitfaden
Umsetzung des Artenschutzes bei der Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen

in Niedersachsen

Inhaltsverzeichnis

1. Einleitung

2. Grundlagen
2.1 Naturschutzrechtliche Grundlagen (Artenschutz)
2.2 Naturschutzfachliche Grundlagen

3. Windenergieanlagenempfindliche Arten/Artengruppen in Nie-
dersachsen

4. Artenschutzprüfung (ASP)
4.1 Artenschutzprüfung in der Regionalplanung
4.4.1 Verbot Nr. 1: Tötungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) 
4.4.2 Verbot Nr. 2: Störungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
4.4.3 Verbot Nr. 3: Beschädigungs-/Zerstörungsverbot von Fortpflan-

zungs-/Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)
4.2 Artenschutzprüfung in der Flächennutzungsplanung
4.3 Artenschutzprüfung im immissionsschutzrechtlichen Geneh-

migungsverfahren
4.4 Hinweise zu den artenschutzrechtlichen Zugriffsverboten im

Zusammenhang mit Windenergieanlagen

5. Sachverhaltsermittlung der möglichen Betroffenheit von
windenergieanlagenempfindlichen Arten 

5.1 Avifauna
5.1.1 Anforderungen an Untersuchungen der Avifauna
5.1.2 Untersuchungsraum
5.1.3 Avifaunistische Erfassung im Zulassungsverfahren
5.1.4 Avifaunistischer Untersuchungsbedarf auf der Ebene der Re-

gional- und Flächennutzungsplanung
5.2 Fledermäuse
5.2.1 Anforderungen an die Untersuchung
5.2.2 Windenergieanlagenempfindliche Fledermausarten
5.2.3 Fledermauserfassung im Zulassungsverfahren
5.2.4 Anforderungen an die Technische Ausstattung
5.2.5 Fledermauserfassung auf der Ebene der Regional- und Flächen-

nutzungsplanung
5.3 Datenaktualität

6. FFH-Verträglichkeitsprüfung in Regional- und Flächennut-
zungsplanung, Genehmigungsverfahren

7. Artspezifische Vermeidungs- und Schadensbegrenzungsmaß-
nahmen/vorgezogene artenschutzrechtliche Ausgleichsmaß-
nahmen bezüglich Windenergieanlagen 

8. Anforderungen an ein Monitoring

9. Schlussbestimmungen

1. Einleitung

Die Energiewende ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe
von höchster Priorität. Im Hinblick auf den Klimaschutz so-
wie die mit der Nutzung der Atomkraft verbundenen Risiken
ist sie ohne Alternative. Der mit der Energiewende verbundene
Ausbau der erneuerbaren Energien ermöglicht zudem Innovatio-
nen und neue Technologien und erbringt Wertschöpfung vor Ort.

Die Windenergie als vergleichsweise kostengünstige und
etablierte Technologie bildet das Kernstück der Energiewende
im Stromsektor. Deren Ausbau ist ein wesentlicher Bestand-
teil nachhaltiger Klima- und Energiepolitik und dient als Bei-
trag zur Eindämmung des Klimawandels. Gleichwohl kann
dieses Ziel nur unter Beachtung des Artenschutzrechts er-
reicht werden, um zugleich auch ein Beitrag zum Erhalt des
heimischen Natur- und Artenhaushalts zu sein.

Die wichtigste Voraussetzung für die Weiterentwicklung
der Windenergie ist die Planungssicherheit für die Investoren,
um so neue Projekte voranzubringen. Niedersachsen hat da-
her die Erarbeitung eines verbindlichen Erlasses für die Pla-
nung und Genehmigung von Windenergieprojekten forciert,
um Planungssicherheit und Transparenz zu schaffen und
gleichzeitig einen möglichst umwelt- und sozialverträglichen
Ausbau von Windenergienutzung zu unterstützen.

Auf der Grundlage der Regelungen des Windenergieerlasses
ist dieser Leitfaden für die „Umsetzung des Artenschutzes bei
Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen für Nie-
dersachsen“ im Dialogprozess von einer Unter-Arbeitsgruppe
mit Vertretern und Vertreterinnen der Umweltverbände, der
Windenergiebranche, der Fachbehörde für Naturschutz, der
unteren Naturschutzbehörde, des Niedersächsischen Land-
kreistages, Planungsbüros und Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern des Ministerium für Umwelt, Energie und Klima-
schutz erarbeitet worden.

Für die Mitwirkung in der Unterarbeitsgruppe wird ge-
dankt:
Elke Meier, Dr. Stefan Ott, Dieter Pasternack, Svenja Stelse-
Heine, Ivo Niermann, Jan Strack, Elke Sellmann, Jürgen Ber-
lin, Martin Sprötge, Roland Hagendorff, Wilhelm Breuer, Roland
Heuser, Christina Grebe, Sebastian Biermann, Dr. Christoph
Schmidt-Eriksen, Jörn Hoffmann-Loß, Konstantin Knorr, Dr.
Heinz Düttmann, Sabine Dannenberg, Manfred Weyer, Peter
Wilhelm, Bettina Kader.

Für den Inhalt des vorliegenden Leitfadens zeichnet aus-
schließlich das Niedersächsische Ministerium für Umwelt,
Energie und Klimaschutz verantwortlich.

Dieser Leitfaden ist gemäß der Nummer 5 der Anlage 1 zum
Gem. RdErl. des MU, des ML, des MS, des MW und des MI
„Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen an
Land (Windenergieerlass)“ vom 24. 2. 2016 (Nds. MBl. S. 190)
verbindlich anzuwenden.

2. Grundlagen

2.1 Naturschutzrechtliche Grundlagen (Artenschutz)
Die Notwendigkeit zur Durchführung einer Artenschutz-

prüfung (ASP) im Rahmen von Planungsverfahren für die
Ausweisung von Windkonzentrationszonen oder bei der im-
missionsschutzrechtlichen Genehmigung von Windenergie-
anlagen (WEA) ergibt sich aus den unmittelbar geltenden
Regelungen des § 44 Abs. 1 BNatSchG i. V. m. §§ 44 Abs. 5
und 6 und 45 Abs. 7 BNatSchG. Damit sind die entsprechen-
den Artenschutzbestimmungen der Richtlinie 92/43/EWG des
Rates vom 21. 5. 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebens-
räume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (Flora-Fauna-
Habitat -Richtlinie — FFH-RL —) (Artikel 12, 13 und 16 FFH-RL)
und der Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 30. 11. 2009 über die Erhaltung der wildle-
benden Vogelarten (EU-Vogelschutzrichtlinie — V-RL —) (Arti-
kel 5, 9 und 13 V-RL) in nationales Recht umgesetzt worden.
Bei Zuwiderhandlungen gegen die Artenschutzbestimmun-
gen sind die §§ 69 ff. BNatSchG zu beachten.

Herausgeber: Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie
und Klimaschutz
Archivstraße 2, 30159 Hannover
Telefon: 0511 120-0 Ablauf und Inhalte einer Artenschutzprüfung

Eine ASP lässt sich in drei Stufen unterteilen: 

Stufe I: Vorprüfung (Artenspektrum, Wirkfaktoren)
In dieser Stufe wird durch eine berschlägige Prognose ge-
klärt, ob im Planungsgebiet und ggf. bei welchen FFH-Arten
des Anhangs IV FFH-RL und bei welchen europäischen Vo-
gelarten artenschutzrechtliche Konflikte auftreten können.
Um dies beurteilen zu können, sind alle verfügbaren Infor-
mationen zum betroffenen Artenspektrum einzuholen. Vor
dem Hintergrund des Vorhabentyps und der Örtlichkeit sind
alle relevanten Wirkfaktoren des Vorhabens einzubeziehen.
Immer wenn die Möglichkeit besteht, dass eines der arten-
schutzrechtlichen Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG
(s. u.) erfüllt wird, ist für die betreffenden Arten eine vertie-
fende Art-für-Art-Betrachtung in Stufe II erforderlich. 
Zugriffsverbote:
1. Verletzen oder Töten von Individuen, sofern sich das

Kollisionsrisiko gegenüber dem allgemeinen Lebensrisi-
ko signifikant erhöht 

2. Störung der lokalen Population 
3. Beeinträchtigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten

inklusive essentieller Nahrungs- und Jagdbereiche sowie
Flugrouten und Wanderkorridore. 
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Abbildung 1 (Quelle: modifiziert nach dem Leitfaden „Umset-
zung des Arten- und Habitatschutzes bei der Planung und Ge-
nehmigung von Windenergieanlagen in Nordrhein-Westfa-
len“ Fassung v. 12. 11. 2013 [NRW-Leitfaden])

Ein Ausnahmeverfahren ist nur dann erforderlich, wenn
ein Vorhaben trotz Vermeidungsmaßnahmen inklusive vorge-
zogener Ausgleichsmaßnahmen gegen Zugriffsverbote ver-
stößt. Vorsorglich kann der Vorhabenträger bereits parallel
zur vertiefenden Prüfung (Stufe II) alle notwendigen Vorberei-
tungen für ein Ausnahmeverfahren (Stufe III) treffen. Auf die-
se Weise lassen sich mögliche zeitliche Verzögerungen durch
ein im Verlauf der Prüfung gegebenenfalls erforderlich wer-
dendes Ausnahmeverfahren vermeiden oder zumindest ver-
ringern.

Nach § 34 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG sind Projekte vor ihrer
Zulassung oder Durchführung auf ihre Verträglichkeit mit
den Erhaltungszielen oder dem Schutzzweck eines Natura
2000-Gebietes zu überprüfen, wenn sie einzeln oder im Zu-
sammenwirken mit anderen Projekten geeignet sind, das Ge-
biet erheblich zu beeinträchtigen (im Folgenden „FFH-Ver-
träglichkeitsprüfung“ [FFH-VP], die sich sowohl auf die FFH-
Gebiete als auch auf Vogelschutzgebiete bezieht).

Unabhängig vom wirkungsbezogenen Projektbegriff liegt
zumindest in den Fällen
a) eines Repowering-Vorhabens in einem Vogelschutzgebiet

(VSG), 
b) bei Neuerrichtung und eines Repowering im 300 m-Regel-

abstand zu Natura 2000-Gebieten sowie 
c) auch im begründeten Einzelfall eines größeren Abstands

zu den Natura 2000-Gebieten darüber hinaus ein Projekt
vor, das somit eine FFH-VP erforderlich macht:
— Errichtung von immissionsschutzrechtlich genehmi-

gungspflichtigen WEA mit einer Gesamthöhe von mehr
als 50 m (vgl. Nummer 1.6 der 4. BImSchV),

— Errichtung von baurechtlich genehmigungspflichtigen
WEA als baulichen Anlagen mit mehr als 30 m Höhe.

Bei der FFH-VP bzw. der Vorprüfung und der ASP handelt
es sich um eigenständige Prüfverfahren, die nicht durch die
jeweils andere Prüfung ersetzt werden können. Im Einwir-
kungsbereich auf Natura 2000-Gebiete müssen daher beide
Prüfungen durchgeführt werden, wobei die jeweiligen Prüf-
schritte soweit wie möglich miteinander verbunden werden
sollten. Da die im Rahmen einer FFH-VP zu klärenden WEA-
spezifischen, den Artenschutz betreffenden Fragestellungen
grundsätzlich über die ASP inhaltlich mit geklärt werden kön-
nen, konzentriert sich der vorliegende Leitfaden auf die fachli-
chen Anforderungen des Artenschutzregimes.

Sofern im Zusammenhang mit betriebsbedingten Auswir-
kungen von WEA keine artenschutzrechtlichen Verbote er-
füllt sind, ist diesbezüglich im Regelfall auch nicht von einer
erheblichen Beeinträchtigung von FFH-Gebieten im Sinne der
FFH-Richtlinie auszugehen (siehe auch Kapitel 6).

Stufe II: Vertiefende Prüfung der Verbotstatbestände
Hier werden die Zugriffsverbote artspezifisch im Sinne ei-
ner Art-für-Art-Betrachtung geprüft sowie ggf. erforderliche
Vermeidungsmaßnahmen inklusive vorgezogener Ausgleichs-
maßnahmen konzipiert. Anschließend wird geprüft, bei wel-
chen Arten trotz dieser Maßnahmen gegen die artenschutz-
rechtlichen Verbote verstoßen wird. Hierzu ist ggf. ein speziel-
les Artenschutz-Gutachten einzuholen.

Stufe III: Ausnahmeverfahren
In dieser Stufe wird geprüft, ob die drei Ausnahmevoraus-
setzungen des ß 45 Abs. 7 BNatSchG (zwingende Gründe,
Alternativlosigkeit, keine Verschlechterung des Erhaltungs-
zustandes) vorliegen und insofern eine Ausnahme von den
Verboten zugelassen werden kann. 
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Ablauf und Inhalte einer FFH-Verträglichkeitsprüfung: 

Abbildung 2

5.  Sind die notwendigen Maß-

nahmen zur Sicherung des 

Zusammenhanges des Euro-

päischen ökologischen Net-

leistet? 

Prüfung von Projekten und Plänen

VERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG 

gemäß § 34 Abs. 1 und 2 und § 36 BNatSchG 

I.  Kann ausgeschlossen werden, dass ein Projekt oder 

Plan, auch im Zusammenwirken mit anderen Projek-

ten oder Plänen, zu einer erheblichen Beeinträchti-

gung eines Gebietes von gemeinschaftlicher Bedeu-

tung oder eines Europäischen Vogelschutzgebietes in 

seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck 

maßgeblichen Bestandteilen führt? 

1. Gibt es zumutbare Alternativen, den verfolgten 

Zweck an anderer Stelle ohne oder mit geringeren 

Beeinträchtigungen zu erreichen? 

ja   keine  

Verträglichkeitsprüfung

erforderlich 

ja   Ablehnung des 

Projektes; Vorhabensträger 

kann Alternative verfolgen, 

die dann gemäß Abbildung 

links 

nein 

II.    Durchführung der Verträglichkeitsprüfung: 

Erfassung der für die Erhaltungsziele oder den 

Schutzzweck maßgeblichen Bestandsteile 

Prognose der zu erwartenden Beeinträchtigun-

gen  eines Gebietes in seinen für die Erhal-

tungsziele oder den Schutzzweck maßgebli-

chen Bestandteilen 

Bestimmung der Erheblichkeit der Beeinträchti-

gungen 

erhebliche 

Beeinträchtigung

sind zu erwarten 

erhebliche 

Beeinträchtigungen

sind nicht zu erwarten 

III.    Projekt oder Plan ist unzulässig, 

Prüfung von Ausnahmen s. Abb. rechts 

ja nein    Ablehnung 

ja nein 

4.  Werden als zwingende Gründe des 

überwiegenden öffentlichen Interesses 

solche im Zusammenhang mit der Ge-

sundheit des Menschen, der öffentlichen 

Sicherheit, einschl. der Verteidigung und 

des Schutzes der Zivilbevölkerung, oder 

den maßgeblich günstigen Auswirkun-

gen des Projektes oder Planes auf die 

Umwelt geltend gemacht? 

ja 

PRÜFUNG VON AUSNAHMEN 

gemäß § 34 Abs. 3 ff. und § 36 BNatSchG 

nein 

nein 

2.  Ist das Projekt oder der Plan aus zwingenden 

Gründen    des überwiegenden öffentlichen Interes-

ses, einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftli-

cher Art, notwendig? 

3.  Können von dem Projekt oder Plan im Gebiet 

vorkommende prioritäre natürliche Lebensraumty-

pen oder prioritäre Arten betroffen sein? 

ja 

nein  Ablehnung 

6.  Einholung der Stellungnahme der Kommissi-

on über das jeweilige Fachministerium und 

das BMUB, die bei der Entscheidung zu be-

rücksichtigen sind. 

7.  Entscheidung unter Berücksichtigung zwingender 

Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses 

einschließlich solcher sozialer und wirtschaftlicher 

Art 

Zulassung/Durchführung 

des Projektes oder Planes 

nein    Ablehnung des 

Projektes oder Planes 

8. Unterrichtung der  

Kommission über das jeweilige 

Fachministerium und das BMUB 
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2.2 Naturschutzfachliche Grundlagen hinsichtlich des Vogel-
schutzes

Auf der Planungsebene helfen bei den WEA-empfindlichen
Vogelarten artspezifische Empfehlungen für die planerische
Berücksichtigung der Hauptaktivitätszentren um Brut- und Rast-
plätze (siehe Abbildung 3). Durch die Empfehlungen sollen kei-
ne Zonen geschaffen werden, in denen die Errichtung von
WEA ausgeschlossen werden soll. Das Einhalten der empfoh-
lenen Abstände indiziert das Fehlen eines relevanten Tötungs-
risikos, d. h. bei Einhaltung der entsprechenden Empfehlun-
gen wird im Regelfall ein Eintritt der Verbotstatbestände des
§ 44 Abs. 1 BNatSchG vermieden (z. B. OVG Magdeburg, Ur-
teil vom 26. 10. 2011 — 2 L 6/09 —; VG Kassel, Urteil vom
8. 5. 2012 — 4 K 749/11.KS —). Soweit der fachlich empfoh-
lene Abstand unterschritten wird, könnte dies ein Anhalt für
eine signifikante Erhöhung des Tötungsrisikos sein. In diesem
Fall ist eine Einzelfallprüfung angezeigt.

3. Windenergieanlagenempfindliche Arten/Artengruppen in Nieder-
sachsen
Die speziellen betriebsbedingten Auswirkungen von WEA

betreffen insbesondere Vögel und Fledermäuse. Nicht alle Vo-

gel- und Fledermausarten sind gleichermaßen durch WEA ge-
fährdet. Bestimmte Arten gelten als überdurchschnittlich ge-
fährdet, diese werden als Windenergieempfindliche (kurz WEA-
empfindliche) Arten bezeichnet. Dabei sind zwei betriebsbe-
dingte Auswirkungen von WEA für verschiedene Vogel- und
Fledermausarten zu unterscheiden, die im Zusammenhang
mit den artenschutzrechtlichen Zugriffsverboten des § 44
Abs. 1 BNatSchG besonders relevant sind:

— Verbot Nr. 1: letale Kollisionen einschließlich der Tötung
durch Barotrauma, sofern sich hierdurch ein signifikant
erhöhtes Tötungsrisiko für die Individuen ergibt.

— Verbot Nr. 2: erhebliche Störwirkungen, sofern sich der
Erhaltungszustand der lokalen Population verschlechtern
kann. Hierbei ist zu beachten, dass nach der Rechtspre-
chung des BVerwG der Begriff der lokalen Population dem
Begriff des lokalen Vorkommens entspricht (Urteil vom
16. 3. 2006 — 4 A 1075.04 —).

Die WEA-empfindlichen Arten sind in den Abbildungen 3
und 4 zusammengestellt. Über die genannten Arten hinaus
können im Einzelfall weitere Arten betroffen und Gegenstand
der naturschutzfachlichen und -rechtlichen Prüfung sein.

WEA-empfindliche Brut- und Rastvogelarten in Niedersachsen mit Angaben zu Prüfradien bei der Planung und Genehmigung
solcher Anlagen. Die Angaben zu Prüfradien beruhen auf Empfehlungen der Nds. Fachbehörde für Naturschutz (NLWKN).

Lfd. Nr. Untersuchungsradien Betroffenheit

Art, Artengruppe Radius 1
des Untersuchungsgebiets
um die geplante WEA für
vertiefende Prüfung

Radius 2
erweitertes Untersuchungs-
gebiet (bei relevanten Hin-
weisen auf regelmäßig genutz-
te, essentielle Nahrungs-
habitate und Flugkorridore)

Tötungs-
verbot

§ 44 Abs. 1 
Nr. 1

Störungs-
verbot

§ 44 Abs. 1 
Nr. 2

1 Baumfalke 500 m 3000 m x

2 Bekassine 500 m 1 000 m (x) x

3 Birkhuhn 1 000 m x

4 Fischadler 1 000 m 4 000 m x x

5 Flussseeschwalbe
(Brutkolonien)

1 000 m 3 000 m x

6 Goldregenpfeifer
(Brutplätze)

1 000 m 6 000 m x x

6 a Goldregenpfeifer
(Rastplätze)

1 200 m x

7 Graureiher 1 000 m 3 000 m x

8 Großer Brachvogel 500 m 1 000 m (x) x

9 Kiebitz 500 m 1 000 m (x) x

10 Kornweihe 1 000 m 3 000 m x

11 Kranich 500 m x

11 a Kranich (Rastplätze) 1 200 m x

12 Möwen (Brutkolonien)

Lach-, Sturm-, Herings-
und Silbermöwe

1 000 m 3 000 m x

13 Mornellregenpfeifer 1 200 m x

14 Nordische Wildgänse
(Schlafplätze)

1 200 m (x) x

15 Rohrdommel 1 000 m 3 000 m x

16 Rohrweihe 1 000 m 3 000 m x

17 Rotmilan 1 500 m 4 000 m x

18 Rotschenkel 500 m 1 000 m (x) x

19 Schwarzmilan 1 000 m 3 000 m x

20 Schwarzstorch 3 000 m 10 000 m x

21 Seeadler 3 000 m 6 000 m x
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Abbildung 3

WEA-empfindliche Fledermausarten

Abbildung 4

Die Festlegung der WEA-empfindlichen Vogel- und Fleder-
mausarten ist nicht als abschließend zu betrachten. Es kann
die Notwendigkeit bestehen, sie zukünftig bei einem verbes-
serten Kenntnisstand bezüglich der Arten (z. B. bei den Fle-
dermäusen) oder der betrachteten Wirkpfade (Kollisionen,
Meideverhalten und Störungen) anzupassen. Eine Anpassung
wird alle drei Jahre vom MU initiiert.

4. Artenschutzprüfung 

4.1 Artenschutzprüfung in der Regionalplanung

Eine rechtliche Verpflichtung zur Durchführung einer Ar-
tenschutzprüfung besteht für die Regionalen Raumordnungs-
programme (RROP) nicht, sondern erst für die nachgelagerten
Planungs- und Zulassungsverfahren. Bei der Ausweisung von
WEA-Vorrangzonen auf Ebene der regionalen Raumplanung
ist es allerdings sinnvoll, die Artenschutzbelange i. S. einer über-
schlägigen Vorabschätzung zu berücksichtigen, soweit sie auf
dieser Ebene bereits ersichtlich sind. Auf diese Weise lassen
sich regionalplanerische Festsetzungen vermeiden, die in nach-
geordneten Verfahren aus Artenschutzgründen nicht umge-

setzt werden können. Bei vorhabenbezogenen Regionalplan-
änderungen empfiehlt es sich, soweit möglich bereits auf der
Ebene der Regionalplanung die in parallel geführten Planungs-
und Zulassungsverfahren ermittelten Grundlagen der Arten-
schutzprüfung zu berücksichtigen.

Im Rahmen der Regionalplanung sollen bedeutsame Vor-
kommen von WEA-empfindlichen Fledermaus- und europäi-
schen Vogelarten bei raumwirksamen Planungen auch außer-
halb von Schutzgebieten berücksichtigt und nach Möglichkeit
erhalten werden. Im Rahmen der Regionalplanung sind Inter-
essenkonflikte mit „verfahrenskritischen Vorkommen“ dieser
Arten möglichst durch die Wahl von Alternativen zu vermei-
den. „Verfahrenskritisch“ bedeutet in diesem Zusammenhang,
dass in den späteren Zulassungsverfahren möglicherweise
keine artenschutzrechtliche Ausnahme nach § 45 Abs. 7
BNatSchG erteilt werden darf. Hierbei ist allerdings auch zu
berücksichtigen, dass in den späteren Planungs- und Zulas-
sungsverfahren eine Ausnahme nur erforderlich ist, wenn ein
Verstoß gegen artenschutzrechtliche Zugriffsverbote nicht
durch geeignete Vermeidungs- oder Ausgleichsmaßnahmen
verhindert werden kann.

22 Singschwan
(Schlafplätze)

1 000 m 3 000 m x

23 Sumpfohreule 1 000 m 3 000 m x

24 Trauerseeschwalbe 
(Brutkolonien)

1 000 m 3 000 m x

25 Uferschnepfe 500 m 1 000 m x

26 Uhu 1 000 m 3 000 m x

27 Wachtelkönig 500 m x

28 Waldschnepfe 500 m x

29 Wanderfalke 1 000 m x

30 Weißstorch 1 000 m 2 000 m x

31 Wespenbussard 1 000 m x

32 Wiedehopf 1 000 m 1 500 m x

33 Wiesenweihe 1 000 m 3 000 m x

34 Ziegenmelker 500 m x

35 Zwergdommel 1 000 m x

36 Zwergschwan
(Schlafplätze)

1 000 m 3 000 m x x

(X) Betroffenheit ist nur zu bestimmten Jahreszeiten gegeben

Kollisionsgefährdet Je nach lokalem Vorkommen/
Verbreitung kollisionsgefährdet

Mögliche artenschutzrechtliche Betroffenheit bei der
baubedingten Beseitigung von Gehölzen durch
a) Habitatverlust/Verlust von Fortpflanzungs- und

Ruhestätten und/oder
b) maßgebliche Störung von Funktionsbeziehungen

und Nahrungshabitaten
wie z. B. für

Großer Abendsegler Mückenfledermaus Bechsteinfledermaus

Kleiner Abendsegler Teichfledermaus Braunes Langohr

Zwergfledermaus Mopsfledermaus

Rauhautfledermaus Nordfledermaus

Breitflügelfledermaus

Zweifarbfledermaus

Lfd. Nr. Untersuchungsradien Betroffenheit
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Bei WEA-empfindlichen Arten (Abbildungen 3 und 4) mit
einem landesweit günstigen Erhaltungszustand können Vor-
kommen verfahrenskritisch sein, die einen signifikanten An-
teil am landesweiten bzw. regionalen Gesamtbestand aufwei-
sen, oder bei denen Beeinträchtigungen auf Ebene der biogeo-
grafischen Region in Niedersachsen möglich sind. Bei WEA-
empfindlichen Arten mit einem landesweit unzureichenden
Erhaltungszustand können auch kleinere Vorkommen landes-
bzw. regionalbedeutsam sein.

Auf der Website der Fachbehörde für Naturschutz

http://www.nlwkn.niedersachsen.de/portal/live.php?naviga-
tion_id=8083&article_id=46103&_psmand=26  

können sich Interessierte die vorliegenden Daten herunterla-
den.

4.2 Artenschutzprüfung in der Flächennutzungsplanung
Der Flächennutzungsplan muss der Privilegierungsent-

scheidung des Gesetzgebers Rechnung tragen und für die
Windenergienutzung in substanzieller Weise Raum schaffen
(vgl. zuletzt OVG Münster, Urteil vom 20. 11. 2012, 8 A 252/10).
Bei der Änderung oder Aufstellung eines Flächennutzungs-
plans für Konzentrationszonen für WEA ist eine Artenschutz-
prüfung durchzuführen. Anderenfalls könnte der FNP auf-
grund eines rechtlichen Hindernisses nicht vollzugsfähig sein.

In Anlehnung an die Darlegungslast der Eingriffsregelung
(vgl. § 17 Abs. 4 BNatSchG) sind zur Vorbereitung der Ent-
scheidungen und Maßnahmen, soweit auf dieser Planungs-
ebene bereits möglich, in einem für die Beurteilung des Ein-
griffs angemessenen Umfang, Angaben zu machen.

Gegebenenfalls sind Ausführungen zur Darlegung der Aus-
nahmevoraussetzungen (zwingende Gründe des überwiegen-
den öffentlichen Interesses, Alternativenprüfung, Prognose
zum Erhaltungszustand der Populationen, ggf. Beschreibung
der kompensatorischen Maßnahmen), vorzulegen.

Je nach Komplexität des Sachverhaltes können diese Anga-
ben zum Beispiel in einem gesonderten Artenschutzgutachten
dargelegt werden. Zur Darlegung der artenschutzrechtlichen
Sachverhalte kann das Protokoll einer Artenschutzprüfung
„Teil A. Angaben zum Plan/Vorhaben“ und ggf. als Anlage
dazu der ergänzende „Teil B. Anlage Art-für-Art Protokoll“
verwendet werden. In diesem Zusammenhang kann die Ge-
meinde als Trägerin des Verfahrens auch auf die Daten Dritter
(z. B. der späteren Betreiber) zurückgreifen.

Bei Flächennutzungsplänen für WEA-Konzentrationszo-
nen ist die ASP (Stufen I bis III), soweit auf dieser Planungs-
ebene bereits ersichtlich, im Rahmen der Umweltprüfung
abzuarbeiten. Dies gilt insbesondere dann, wenn die konkre-
ten Anlagenstandorte und -typen bereits bekannt sind. Stehen
diese Details hingegen noch nicht fest, ist eine vollständige
Bearbeitung vor allem der baubedingten Auswirkungen auf
FNP-Ebene nicht sinnvoll und auch nicht möglich. Da Infor-
mationen über bedeutende Fledermauslebensräume zumeist
nicht von vornherein vorliegen, müssen entsprechende syste-
matische Untersuchungen spätestens auf der Ebene des Zulas-
sungsverfahrens durchgeführt werden. Auf dieser Grundlage
kann entschieden werden, ob eine Windenergienutzung mög-
lich ist.

Des Weiteren können artenschutzrechtliche Konflikte mit
Fledermäusen im Regelfall durch geeignete Abschaltszenarien

gelöst werden (siehe Nummer 7). Aus diesen Gründen genügt
bei der Änderung oder Aufstellung eines FNP für Konzentrati-
onszonen für WEA in der Regel ein Hinweis, dass die Bewälti-
gung der artenschutzrechtlichen Sachverhalte bezüglich der
Fledermäuse auf nachgelagerter Ebene im Genehmigungsver-
fahren abschließend erfolgt. Bei einer solchen Abschichtung
der Bearbeitung müssen die notwendige Sachverhaltsermitt-
lung sowie ggf. erforderliche Vermeidungsmaßnahmen (z. B.
Abschaltszenarien) in den folgenden Planungen bzw. im Ge-
nehmigungsverfahren nachgeholt werden. Das zuvor be-
schriebene Vorgehen ist im Erläuterungsteil zum FNP darzu-
stellen und zu begründen.

4.3 Artenschutzprüfung im immissionsschutzrechtlichen
Genehmigungsverfahren

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung von WEA
kann nur erteilt werden, wenn anlagenbezogene artenschutz-
rechtliche Vorschriften der Errichtung und dem Betrieb der
Anlage nicht entgegenstehen; die Genehmigung kann Neben-
bestimmungen enthalten, die die Einhaltung der artenschutz-
rechtlichen Vorschriften sicherstellen. Aufgrund der Konzen-
trationswirkung erfasst die immissionsschutzrechtliche Ge-
nehmigung auch die ggf. erforderlichen Ausnahmen nach
§ 45 Abs. 7 BNatSchG.

Soll die Windenergieanlage innerhalb eines im Flächennut-
zungsplan dargestellten oder im Bebauungsplan festgesetzten
Sondergebietes für Windenergie errichtet werden, können die
im Hinblick auf die Anwendung des § 44 BNatSchG erforder-
lichen Untersuchungen als erbracht gelten, wenn
a) die Vorschrift des § 44 BNatSchG bereits in der Bauleitpla-

nung vorausschauend einbezogen und in Übereinstim-
mung mit der Naturschutzbehörde im Umweltbericht ein
Verstoß gegen die artenschutzrechtlichen Verbote ausge-
schlossen wurde und 

b) keine Anhaltspunkte erkennbar sind (z. B. erhebliche Ver-
änderungen von Natur und Landschaft im Bereich der
Aufstellungsflächen), die im immissionsschutzrechtli-
chen Zulassungsverfahren zu einer anderen Beurteilung
führen könnten.

Unter diesen Voraussetzungen kann mit Verweis auf die be-
reits vorgenommene Prüfung auf eine erneute Sachverhaltser-
mittlung verzichtet werden (Vermeidung von Doppelarbeit).

In den Fällen, in denen bei der Aufstellung/Änderung des
FNP keine vollständige ASP durchgeführt wurde, müssen im
Genehmigungsverfahren die „offenen Punkte“ abgearbeitet wer-
den. Neben betriebsbedingten Auswirkungen (z. B. auf Fleder-
mäuse) sind hier vor allem die baubedingten Auswirkungen
zu bearbeiten. Unter „baubedingten Auswirkungen“ werden
im Zusammenhang mit WEA insbesondere direkte Beein-
trächtigungen der Fortpflanzungs- und Ruhestätten entschei-
dungsrelevanter gemeinschaftsrechtlich geschützter Arten durch
die Bautätigkeit oder durch baubedingte Störungen verstan-
den. Bezüglich der baubedingten Auswirkungen von WEA
wird auf die sonst üblichen Prüfmethoden und -verfahren ver-
wiesen. Entsprechende Beeinträchtigungen lassen sich in der
Regel durch geeignete Vermeidungsmaßnahmen (z. B. durch
Bauzeitenbeschränkungen) oder durch vorgezogene Aus-
gleichsmaßnahmen erfolgreich ausschließen. Je nach Einzel-
fall kann die Vermeidung von Beeinträchtigungen auch im
Rahmen einer Umweltbaubegleitung geleistet werden.

Hieraus ergibt sich folgende Fallunterscheidung für die Abarbeitung der artenschutzrechtlichen Fragestellungen in der Bauleit-
planung bzw. beim immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren:

Abbildung 5 (modifiziert nach NRW-Leitfaden) 

1 a. Neuplanung/Änderung Konzentrationszone Z vollständige ASP im FNP-Verfahren
(bzgl. Kartieraufwand s. Kap. 5)

im WEA-Genehmigungsbescheid Z Verweis auf ASP im FNP

1 b. Neuplanung/Änderung Konzentrationszone Z vorbereitende ASP im FNP-Verfahren
im WEA-Genehmigungsbescheid Z Abschluss der ASP im Genehmigungsverfahren

(bzgl. Kartieraufwand s. Kap. 5) 

2. Keine/alte Konzentrationszone Z i. d. R. ohne/unzureichende ASP
im WEA-Genehmigungsverfahren Z ASP im Genehmigungsverfahren

(bzgl. Kartieraufwand s. Kap. 5)
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4.4 Hinweise zu den artenschutzrechtlichen Zugriffsverbo-
ten im Zusammenhang mit Windenergieanlagen

4.4.1 Verbot Nr. 1: Tötungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 1
BNatSchG) 

Bei der Planung und Genehmigung von WEA ist zu prüfen,
ob die Möglichkeit einer Tötung oder Verletzung aufgrund der
Kollision mit Rotoren oder Masten und/oder — bei Fleder-
mäusen — vergleichbar kausaler Unfälle („Barotrauma“) nach
§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG dem Vorhaben entgegenstehen.
Nach der Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte und der
ständigen Rechtsprechung des BVerwG ist der Tatbestand des
Tötungsverbots aufgrund der bei einem Bauvorhaben nie völ-
lig auszuschließenden Gefahr von Kollisionen geschützter
Tiere erst dann erfüllt, wenn das Vorhaben dieses Risiko in ei-
ner für die betroffene Tierart signifikanten Weise erhöht. Da-
bei sind Maßnahmen, mit denen solche Kollisionen vermie-den
werden können, in die Betrachtung einzubeziehen (grundle-
gend BVerwG, Urteil vom 9. 7. 2008 — 9 A 14.07 —; BVerwG,
Urteil vom 28. 3. 2013 — 9 A 22/11 — m. w. N.). Die Recht-
sprechung des BVerwG zum Tötungsverbot gilt nicht nur für
das Risiko von Kollisionen im Straßenverkehr, sondern auch
für Kollisionen durch den Bau von WEA (BVerwG Urteil vom
8. 1. 2014 — 9 A 4/13 — Rn. 99). 

Hiernach ist das Tötungsverbot des § 44 Abs. 1 Nr. 1
BNatSchG individuenbezogen zu verstehen. Es ist schon dann
erfüllt, wenn die Tötung eines Exemplars der besonders ge-
schützten Arten nicht im engeren Sinne absichtlich erfolgt,
sondern sich als unausweichliche Konsequenz eines im Übri-
gen rechtmäßigen Verwaltungshandelns erweist. 

Da bei lebensnaher Betrachtung aber nie völlig auszuschlie-
ßen ist, dass einzelne Individuen besonders geschützter Arten
durch Kollisionen mit WEA zu Schaden kommen können,
muss dies nach Auffassung des BVerwG als unvermeidlich
ebenso hingenommen werden wie Verluste im Rahmen des
allgemeinen Naturgeschehens. Daher bedarf es einer ein-
schränkenden Auslegung der Vorschrift dahingehend, dass
der Tötungstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG nur er-
füllt ist, wenn sich das Tötungsrisiko für die betroffenen Tier-
arten durch das Vorhaben in signifikanter Weise erhöht (vgl.
BVerwG, Urteil vom 12. 3. 2008 — 9 A 3.06 —; Urteil vom
9. 7. 2008 — 9 A 14.07 —; Urteil vom 18. 3. 2009 — 9 A 39.07
—; Urteil vom 14. 7. 2011 — 9 A 12.10 —; ebenso OVG Lüne-
burg, Beschl. vom 18. 4. 2011 — 12 ME 274/10 —; Beschl.
vom 25. 7. 2011 — 4 ME 175/11 —; Verwaltungsgericht Han-
nover, Urteil vom 22. 11. 2012 — 12 A 2305/11 —).

Das Tötungsverbot ist dann verletzt, wenn das Tötungsrisi-
ko durch das Vorhaben „signifikant“, d. h. in qualitativ deutli-
cher, bezeichnender bzw. bedeutsamer Weise erhöht wird.
(OVG Lüneburg, Urteil vom 10. 11. 2008 — 7 KS 1/05 — juris
Rz. 88). Ein nur theoretisches Tötungsrisiko ist unbeachtlich.
Das BVerwG stellt in seinem Urteil zur Erläuterung des allge-
meinen Lebensrisikos als Rahmen auf das allgemeine Naturge-
schehen ab, zum Beispiel Opfer einer anderen Art zu werden.
Der Umstand, ob ein signifikant erhöhtes Tötungsrisiko vorliegt,
ist im Einzelfall im Bezug auf die Lage der geplanten Maßnah-
me, die jeweiligen Vorkommen und die Biologie der Arten zu be-
trachten (Prüfung der Tötungswahrscheinlichkeit im Einzelfall).

Als unvermeidbar sind solche Tierverluste anzusehen, die
trotz geeigneter Vermeidungsmaßnahmen, welche das Tötungs-
risiko unter die Signifikanzgrenze bringen, auftreten. Die
„Schwelle des allgemeinen Lebensrisikos“ wird vom BVerwG
als „Bagatellgrenze“ verstanden (BVerwG Beschl. vom 6. 3. 2014
9 — C 6.12 — Rn. 58). Hält sich das bau-, anlagen- oder be-
triebsbedingte Tötungsrisiko innerhalb des allgemeinen Le-
bensrisikos, dem die Individuen der jeweiligen Art ohnehin
unterliegen, oder wird es durch Vermeidungsmaßnahmen un-
ter diese Schwelle gesenkt, kann nach „dem Maßstab der prak-
tischen Vernunft keine weitere artenschutzrechtliche Verant-
wortlichkeit bestehen“ (BVerwG Urteil vom 8. 1. 2014 —
9 A 4/13 — Rn. 99; BVerwG, Beschl. vom 6. 3. 2014 — 9 C 6/12
— Rn. 58). Bei der Sachverhaltsermittlung muss daher auch
geprüft werden, wie hoch die Verletzungs- und Tötungsrate
der betroffenen Art „normalerweise“ ist und ob die Bagatell-
grenze des allgemeinen Lebensrisikos — trotz möglicher Ver-
meidungsmaßnahmen — mit hinreichender Wahrscheinlich-
keit überschritten wird (Verwaltungsgericht Arnsberg, Urteil
vom 22. 11. 2012 — 7 K 2633/10 — Rn. 103 ff.).

Der Signifikanzansatz des BVerwG ist inzwischen flächen-
deckend von der obergerichtlichen Rechtsprechung übernom-
men worden. Es handelt sich bei dem Begriff der „Signifikanz“
um einen unbestimmten Rechtsbegriff, der der juristischen
Auslegung bedarf und dessen Konturen bislang noch unscharf
sind. Das gilt insbesondere für die Frage, nach welchen Krite-

rien zu beurteilen ist, ob die Signifikanzschwelle überschrit-
ten wird. Dies ist nicht schon dann der Fall, wenn überhaupt
Tiere der besonders geschützten Arten im Eingriffbereich vor-
kommen. Erforderlich ist vielmehr, dass am jeweiligen Stand-
ort Bedingungen vorherrschen, die das Risiko der Tötung von
Individuen der Arten, die ihrer Verhaltensweisen wegen
durch den Betrieb von WEA besonders gefährdet sind in einer
deutlich spürbaren Weise erhöhen.

Für die Beurteilung der Frage, ob im konkreten Einzelfall
von einem signifikant erhöhten Tötungsrisiko ausgegangen
werden muss, kommt es auf die Ergebnisse der den konkreten
Standort betreffenden naturschutzfachlichen Erhebungen ei-
nerseits und das allgemeine Gefährdungspotenzial solcher
Anlagen mit Blick auf die spezifischen Arten andererseits (vgl.
BVerwG, Urteil vom 14. 7. 2011 — 9 A 12.10 — Rn. 99) und
damit auf die Umstände des Einzelfalles und die jeweilige
Tierart an.

Zwei grundsätzliche mögliche Fallgruppen müssen dabei
unterschieden werden:
a) durch die zeitgleiche Anwesenheit zahlreicher Individuen

erhöht sich das Risiko, dass ein einzelnes geschütztes Indi-
viduum einer der WEA gegenüber sensiblen Art getötet
wird oder 

b) wegen regelmäßiger oder häufiger Nutzung am Anlagen-
standort erhöht sich das Tötungsrisiko.

Die Anwesenheit solcher Arten macht zwangsläufig vertief-
te, artenschutzrechtliche Untersuchungen im Eingriffsbereich
erforderlich, auf deren Basis eine Risikobewertung des Vorha-
bens zu erfolgen hat. Anhaltspunkte für eine mögliche Kon-
fliktlage können sich aus dem Unterschreiten fachlich
vorgeschlagener Schutzabstände ergeben1). Soweit der fach-
lich empfohlene Abstand unterschritten wird ist dies ein An-
halt dafür, dass eine signifikante Erhöhung des Tötungsrisikos
vorliegen könnte. Das Einhalten der empfohlenen Abstände
indiziert das Fehlen eines relevanten Tötungsrisikos.

Gegen das Tötungsverbot wird dann nicht verstoßen, wenn
das Vorhaben nach naturschutzfachlicher Einschätzung unter
Berücksichtigung von Vermeidungsmaßnahmen kein signifi-
kant erhöhtes Risiko kollisionsbedingter Verluste von Einzel-
individuen verursacht, also unter der Gefahrenschwelle in ei-
nem Risikobereich bleibt, der im Naturraum immer gegeben
ist, vergleichbar dem ebenfalls stets gegebenen Risiko, dass
einzelne Individuen einer Art im Rahmen des allgemeinen
Naturgeschehens Opfer einer anderen Art werden (vgl. BVerwG,
Urteil vom 9. 7. 2008 — 9 A 14.07 — Rn. 91). Ein Verstoß ge-
gen das Tötungs- und Verletzungsverbot des § 44 Abs. 1 Nr. 1
BNatSchG scheidet nicht deshalb aus, weil der Verlust an Ein-
zelindividuen möglicherweise durch eine „Populationsreserve“
wieder ausgeglichen werden kann (vergl. Verwaltungsgericht
Kassel, Beschl. vom 8. 5. 2012 — 4 K 749/11.KS —, bestätigt
Hessischer VGH, Beschl. vom 17. 12. 2013 — 9 A 1540/12.Z —).

Im Unterschied zum Störungsverbot des § 44 Abs. 1 Nr. 2
BNatSchG ist die Populationsrelevanz oder Populationswirk-
samkeit beim Tötungs- und Verletzungsverbot nicht Tatbe-
standsmerkmal. Dies bedeutet, dass das Tötungs- und Ver-
letzungsverbot auch dann verletzt sein kann, wenn sich durch
die Tötung einzelner Individuen der Erhaltungszustand der
lokalen Population der betroffenen Art nicht verschlechtert
(OVG Magdeburg, Urteil vom 26. 10. 2011 — 2 L 6/09 —).

Umstände, die für die Beurteilung der „Signifikanz“ eine
Rolle spielen, sind insbes. artspezifische Verhaltensweisen,
häufige Frequentierung des Gefahrenbereichs der WEA und
die Wirksamkeit der vorgesehenen Schutzmaßnahmen (BVer-
wG, Urteil vom 14. 7. 2011 — 9 A 12.10 — Rn. 99). Eine deut-
liche Steigerung des Tötungsrisikos kann nur angenommen
werden, wenn es sich um Tiere solcher Arten handelt, die auf-
grund ihrer Verhaltensweisen gerade im Bereich der Anlagen
ungewöhnlich stark von deren Risiken betroffen sind, und die
Risiken sich nicht durch Vermeidungs- oder Minderungsmaß-
nahmen beherrschen lassen (OVG Lüneburg, Beschl. vom
25. 7. 2011 — 4 ME 175/11 — Rn. 6). 

Bei der Auswertung statistischer Totfund-Zahlen ist zu be-
rücksichtigen, dass die Häufigkeit von Kollisionen bei einzel-
nen Vogelarten auf die weite Verbreitung dieser Vogelarten
zurückzuführen sein kann und daher nicht grundsätzlich ein
Indiz für eine besonders erhöhte Kollisionsgefährdung dieser
Arten im Verhältnis zu anderen Vogelarten darstellen muss
(vergl. Verwaltungsgericht Köln, Urteil vom 25. 10. 2012 —
13 K 4740/09 — Rn. 58 ff., 61). Gleichwohl entbindet diese
Aussage die Genehmigungsbehörde nicht von der Prüfung des
individuellen Tötungsverbots.

1) Hinsch ZUR 2011, 191, 193 f.
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4.4.2 Verbot Nr. 2: Störungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)
Der Tatbestand setzt voraus, dass eine Störung wildleben-

der Tiere der strenggeschützten Arten vorliegt und dass diese
Störung erheblich ist. Die Erheblichkeit wird in der Vorschrift
definiert. Eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch
die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population ei-
ner Art verschlechtert. Es muss vor der Zulassung der Anlage
zunächst festgestellt werden, ob eine Störung durch den Bau
oder Betrieb der WEA zu erwarten ist. Ist das der Fall, muss
geklärt werden, ob die Störung eine Verschlechterung des Er-
haltungszustandes der lokalen Population bewirkt.

„Störung“ ist jede unmittelbare Einwirkung auf ein Tier, die
eine Verhaltensänderung des Tieres bewirkt. Sie kann durch
Vergrämung (z. B. durch Schall, Licht, Wärme oder sonstige
Beunruhigungen und Scheuchwirkungen) aber auch durch
vorhabenbedingte Zerschneidungs- und Trennwirkungen
ausgelöst werden. 

Das BVerwG geht von einem eng begrenzten Begriff der ge-
schützten Fortpflanzungs- und Ruhestätten aus. Damit ist es
nicht vereinbar, den Fall, dass sich vielleicht irgendwann kei-
ne neuen Brutpaare mehr ansiedeln, als tatbestandsmäßig i. S.
einer Zerstörung oder Beschädigung der Fortpflanzungsstätte
anzusehen. 

Daher behandelt das OVG Münster in seiner Entscheidung
vom 6. 11. 2012 (8 B 441/12) den ihm vorgelegten Fall nicht
unter dem Gesichtspunkt der Zerstörung oder Beschädigung
von Fortpflanzungsstätten, sondern — zutreffend — unter
dem Gesichtspunkt des Störungsverbots. 

Im Guidance Document der EU-Kommission („Leitfaden
zum strengen Schutzsystem für Tierarten von gemeinschaftli-
chem Interesse im Rahmen der FFH-Richtlinie 92/43/EWG“,
2007, Kap. II.3.4.c) wird zwar eine „weitere“ Definition der
Fortpflanzungs- und Ruhestätten befürwortet. Der weitere
Ansatz wird aber mit der Einschränkung vertreten, dass er
sich eher für Arten mit einem kleinen Aktionsradius eigne.
Bei Arten, die größere Lebensräume beanspruchen, vertritt
auch die EU-Kommission die Auffassung, die Fortpflanzungs-
und Ruhestätte müsse sich auf „einen klar abgegrenzten
Raum“ beschränken. In diesem Rahmen kann nach Auffas-
sung der Kommission der Tatbestand der „Beschädigung“ als
materielle Verschlechterung einer Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätte verstanden werden, die auch schleichend erfolgen kön-
ne (Beispiel: wiederholtes Verfüllen von Teilen der Laich-
gewässer des Kammmolches, wodurch insgesamt die Funkti-
on als Fortpflanzungsstätte beeinträchtigt wird). Zwingende
Voraussetzung für die Annahme einer (schleichenden) Be-
schädigung ist aber nach Auffassung der Kommission, dass
sich der Ursachenzusammenhang zwischen der menschli-
chen Aktivität und der Beschädigung einer Fortpflanzungs-
oder Ruhestätte „klar herstellen lässt“. 

Nicht erfasst sind alle von einer unmittelbaren Einwirkung
auf die betroffenen Tiere verursachten nachteiligen Auswir-
kungen, wie das etwa bei der Inanspruchnahme von Flächen
in Jagd- oder sonstigen Nahrungshabitaten der Fall ist2).

Die Erheblichkeitsschwelle ist überschritten, wenn die Be-
einträchtigung durch Scheuchwirkung eine derart ins Ge-
wicht fallende Störung bedeutet, dass nicht genügend Raum
für ungestörte Brutplätze der geschützten Art verbleibt (OVG
Lüneburg, Urteil vom 10. 1. 2008 — 12 LB 22/07 —).

Die Vergrämung, Verbreitung oder Verdrängung einzelner
Tiere aus ihren bislang genutzten Bereichen ist nicht populati-
onsrelevant, solange die Tiere ohne weiteres in für sie nutzba-
re störungsarme Räume ausweichen können3). Stehen solche
Ausweichräume nicht zur Verfügung, kann nach der Recht-
sprechung durch entsprechende Kompensationsmaßnahmen
Sorge dafür getragen werden, dass sich der Erhaltungszustand
der lokalen Population nicht verschlechtert und damit die
Störung unter der Erheblichkeitsschwelle bleibt. Für Rastvö-
gel wird eine Störung außerhalb von bedeutenden Rastvogel-
lebensräumen in der Regel nicht gegeben sein.
4.4.3 Verbot Nr. 3: Beschädigungs-/Zerstörungsverbot von

Fortpflanzungs-/Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3
BNatSchG)

Nach ständiger Rechtsprechung des BVerwG (siehe Urteil
vom 28. 3. 2013 — 9 A 22/11 —) ist der Begriff der „Fortpflan-
zungsstätte“ in § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG restriktiv auszu-
legen. Dies folgt zum einen aus der scharfen systematischen

2) Lau in: Frenz/Müggenborg (Hrsg), BNatSchG, § 44, Rn. 11; insoweit
ist die Eingriffsregelung einschlägig.

3) Gellermann in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, Band 2, § 44
BNatSchG Rn. 12.

Trennung zwischen der Teilregelung des Beschädigungs- und
Zerstörungstatbestandes in § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG, der
die eingriffsbetroffenen Lebensstätten nennt, und der ergän-
zenden Regelung in § 44 Abs. 5 BNatSchG, die im Rahmen ei-
ner funktionalen Betrachtung den räumlichen Zusammen-
hang einbezieht.

Geschützt ist daher nur der als Ort der Fortpflanzung oder
Ruhe dienende Gegenstand, wie etwa Nester, Höhlenbäume
u. Ä., und die diesen unmittelbar zugrunde liegende Struktur,
wie etwa Horstbäume, Brutfelsen, Sandflächen, Dachrinnen
u. Ä., nicht jedoch auch das weitere räumliche Umfeld4). Es
muss unterschieden werden zwischen Fortpflanzungsstätten
und Brutgebiet.

Potenzielle Lebensstätten fallen nicht unter den Verbotstatbe-
stand5). Auch Nahrungs- und Jagdbereiche unterliegen als sol-
che nicht dem Beeinträchtigungsverbot von Fortpflanzungs- und
Ruhestätten. Ausnahmsweise kann ihre Beschädigung tatbe-
standsmäßig sein, wenn dadurch die Funktion der Fortpflan-
zungs- oder Ruhestätte vollständig entfällt, etwa weil die
Vernichtung der Nahrungsstätte zum Verhungern der Nach-
kommenschaft führt6).

In zeitlicher Hinsicht betrifft die Verbotsnorm primär die
Phase aktueller Nutzung der Lebensstätte; der Schutz ist zu-
sätzlich auszudehnen auf Abwesenheitszeiten der sie nutzen-
den Tiere einer Art, wenn nach den Lebensgewohnheiten der
Art eine regelmäßig wiederkehrende Nutzung der Art zu er-
warten ist (BVerwG, Urteil vom 28. 3. 2013, Rn. 118). Bei
Tierarten, die die Fortpflanzungsstätte nicht erneut nutzen,
erfüllt also die Zerstörung außerhalb der Nutzzeiten nicht den
Verbotstatbestand. Es ist unproblematisch, wenn z. B. Nester
des Kiebitz oder der Feldlerche während der herbstlichen
Feldbestellung zerstört werden, da diese Arten jedes Jahr eine
neue Nistmulde anlegen7).

Nach herrschender Auffassung in der rechtswissenschaftli-
chen Literatur setzen die Tatbestandsmerkmale „Beschädi-
gung“ und „Zerstörung“ eine Verletzung der Substanz der
Lebensstätte voraus8). Der Betrieb der WEA stellt keine Beein-
trächtigung oder Zerstörung von Lebensstätten dar, weil beide
Tatbestandsmerkmale neben der Beeinträchtigung der Funkti-
onsfähigkeit eine körperliche Einwirkung auf die geschützten
Stätten voraussetzen, die sich nachteilig auf deren Funktion
auswirkt. Bei den optischen und akustischen Wirkungen von
WEA, die eine Scheuchwirkung auf die Vögel haben können,
ist eine solche unmittelbare Einwirkung auf die Fortpflan-
zungsstätten nicht gegeben, weil eine physische Einwirkung
auf die Lebensstätte nicht stattfindet9). Das Beschädigungs-
und Zerstörungsverbot spielt daher nur bei der Errichtung
von WEA eine Rolle, nicht jedoch beim Betrieb der WEA10).

Soweit das Zugriffsverbot in der Bauphase einschlägig ist,
kann die Verwirklichung des Tatbestandes durch Bauzeiten-
beschränkungen oder durch eine ökologische Baubegleitung
vermieden werden. Der Verbotstatbestand ist nicht erfüllt,
wenn z. B. einem Vogelpaar weitere geeignete Nistplätze in
seinem Brutrevier zur Verfügung stehen oder durch Aus-
gleichsmaßnahmen ohne zeitlichen Bruch bereitgestellt wer-
den (BVerwG, Urteil vom 18. 3. 2009 — 9 A 39.07 — und VGH
Baden-Württemberg, Urteil vom 23. 9. 2013 — 3 S 284/11 —).

Im Sinne einer Regelfallvermutung ist bei allen Arten da-
von auszugehen, dass der Betrieb von WEA grundsätzlich zu
keiner Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs-
und Ruhestätten führt. Diese Regelfallvermutung kann bei
neuen Erkenntnissen und mit entsprechender Begründung im
Einzelfall widerlegt werden. 

5. Sachverhaltsermittlung der möglichen Betroffenheit von wind-
energieanlagenempfindlichen Arten
Nach der gefestigten Rechtsprechung des BVerwG setzt die

Prüfung der Artenschutzbelange eine ausreichende Ermitt-
lung und Bestandsaufnahme voraus. Erforderlich sind in der
ASP Daten, aus denen sich in Bezug auf das Vorhabengebiet
die Häufigkeit und Verteilung der betroffenen Arten sowie de-
ren Lebensstätten entnehmen lassen. 

4) Lau in: Frenz/Müggenborg (Hrsg.), BNatSchG, § 44 Rn. 17.
5) Kratsch in: Schumacher/Fischer-Hüftle, BNatSchG, 2. Aufl., § 44

Rn. 35.
6) Schütte/Gerbig in: Schlacke, GK-BNatSchG, § 44 Rn. 30.
7) Gellermann in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, Band 2, § 44

BNatSchG Rn. 15 ff., 17.
8) Louis, NuR 2009, 91 ff., 95.
9) Gatz, Windenergieanlagen in der Verwaltungs- und Gerichtspraxis,

2. Aufl. 2013, Rn. 288; Hinsch, ZUR 2001, 191 ff., 195; Louis,
a.a.O., S. 95; Lau in: Frenz/Müggenborg, a.a.O., § 44 Rn. 18.

10) Gatz, a.a.O. Rn. 288.
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Nur in Kenntnis dieser Fakten kann beurteilt werden, ob
die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG erfüllt sind.

Das verpflichtet den Antragsteller jedoch nicht, ein lücken-
loses Arteninventar zu erstellen. Methodik und Untersuchungs-
tiefe unterliegen dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und
hängen maßgeblich von den naturräumlichen Gegebenheiten
und den zu erwartenden Beeinträchtigungen ab. Hinweise
z. B. durch fachkundige Dritte sind nur beachtlich, wenn sie
hinreichend substanziiert sind. Untersuchungen „ins Blaue
hinein“ sind nicht veranlasst (BVerwG vom 9. 7. 2008 —
9 A 14.07 — Rn. 54).

5.1 Avifauna
Die in Niedersachsen vorkommenden WEA-empfindlichen

Vogelarten sind in Nummer 3 aufgeführt (siehe auch Abbil-
dung 3). Ob das Störungs- und/oder Tötungsrisiko einer Art si-
gnifikant erhöht ist, ist im Einzelfall art- und standortspezi-
fisch zu beurteilen. 
5.1.1 Anforderungen an Untersuchungen der Avifauna

Das zu untersuchende Artenspektrum, die Anzahl der Bege-
hungen sowie die Erfassungsmethoden unterliegen dem Ver-
hältnismäßigkeitsgrundsatz und hängen im Einzelfall insbe-
sondere von der Größe und Lage des Untersuchungsraums so-
wie dessen naturräumlicher Ausstattung und den artspezifi-
schen Erfordernissen ab. Maßgeblich ist auch, ob zu dem
Gebiet bereits hinreichend aktuelle und aussagekräftige Er-
gebnisse aus früheren Untersuchungen vorliegen. Für die Pla-
nung von Vorrang- und Sondergebieten sowie für immissions-
schutzrechtliche Zulassungsverfahren für WEA wird im Fol-
genden ein landesweit einheitlicher Standard für derartige
Untersuchungen vorgegeben, der nicht unterschritten werden
soll. In begründeten Fällen kann davon in Abstimmung mit
der unteren Naturschutzbehörde abgewichen werden.

Alle Untersuchungen sind von fachlich versierten Ornitho-
logen zu geeigneten Jahres- und Tageszeiten sowie unter ge-
eigneten Witterungsbedingungen durchzuführen. Erfassungs-
tage und -zeiten sowie zum jeweiligen Zeitpunkt vorherr-
schende Witterungsverhältnisse sind tabellarisch zu doku-
mentieren.
5.1.2 Untersuchungsraum

Der Untersuchungsraum für Standarduntersuchungen soll-
te unter Berücksichtigung der relevanten naturräumlichen Be-
dingungen, des zu erwartenden Arteninventars und der zu
vermutenden tierökologischen Funktionen einzelfallbezogen
abgegrenzt werden. 

Als Anhaltswert sollte er je Einzelanlage bzw. um die äuße-
ren Anlagen gemessen (Vorhabenfläche) für Brutvogelkartie-
rungen mindestens 500 m umfassen, um alle gefährdeten
Arten, die Meideverhalten gegenüber WEA zeigen, vollstän-
dig zu erfassen. 

Zur Erfassung von kollisionsgefährdeten Greif- und Großvo-
gelarten umfasst das Kartiergebiet als Anhaltswert 1 000 m
um die Vorhabenfläche und entspricht damit in der Regel
dem Radius 1 zur vertiefenden Prüfung aus Nummer 3 (Abbil-
dung 3) (Regeluntersuchungsgebiet für Greif- und Großvögel).

Für Gastvogelerfassungen sollte der Untersuchungsraum als
Anhaltswert je Einzelanlage bzw. um die äußeren Anlagen ge-
messen mindestens 1 000 m umfassen.

Eine Vergrößerung des Untersuchungsgebietes kann insbe-
sondere dann erforderlich sein, wenn zugleich Flächen be-
trachtet werden sollen, die ggf. für Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen benötigt werden könnten. 
5.1.3 Avifaunistische Erfassung im Zulassungsverfahren
5.1.3.1 Brutvogelerfassung

Die Brutvogelbestandsaufnahme sollte zwölf Bestandserfas-
sungen (in strukturarmen Agrarlandschaften mindestens
sechs) auf der gesamten Fläche, verteilt auf die gesamte Brut-
zeit (Ende März bis Mitte Juli), umfassen. Hierbei sind artspe-
zifische Besonderheiten zu beachten (z. B. bei Vorkommen
Eulen oder Wiesenweihe). Zwischen den einzelnen Erfas-
sungstagen sollten Abstände von mindestens einer Woche lie-
gen. Die ermittelten Brutvogelreviere und Neststandorte sind
in Kartenausschnitten (M. 1 : 10 000, ggf. auch 1 : 5 000)
darzustellen11). 

11) Nähere zu berücksichtigende artspezifische Vorgaben und Hinwei-
se zur Erfassungsmethodik finden sich im Methodenhandbuch von
Südbeck, P. H. Andretzke, S. Fischer, K. Gedeon, T. Schikore, K.
Schröder & C. Sudfeldt (Hrsg. 2005): Methodenstandards zur Erfas-
sung der Brutvögel Deutschlands, Radolfzell.

In Kombination mit der Standardkartierung (Revierkartie-
rung an zwölf Geländetagen) sollte ein Mindestmaß an Raum-
nutzungsanalyse (Standardraumnutzungskartierung) inner-
halb des Regeluntersuchungsgebiets für Greif- und Großvogel-
arten (1 000 m-Radius) durchgeführt werden. Hierbei sind in
der Regel vier Stunden Dauerbeobachtung pro Geländetermin
unter Beachtung der artspezifischen Hauptaktivitätszeiten an-
zusetzen. Die Ergebnisse sind für die Entscheidung, ob eine
vertiefende Raumnutzungskartierung erforderlich ist, mit her-
an zuziehen. Es wird empfohlen, die Naturschutzbehörde an
der Entscheidung zu beteiligen

Für im Gebiet vorkommende kollisionsgefährdete oder stör-
empfindliche Greif- und Großvogelarten sowie Gastvogelar-
ten, bei denen entweder
1. deren Brutplatz im Standarduntersuchungsgebiet bzw. im

Radius 1 (zu vertiefender Prüfbereich um den Brutplatz,
siehe Nummer 3 — Abbildung 3 —) liegt, und die Stan-
dardraumnutzungskartierung ergeben hat, das regelmäßig
genutzte Nahrungshabitate oder Flugrouten der Art vom
Vorhaben betroffen sein können; oder

2. für die konkrete Hinweise vorliegen, dass regelmäßig ge-
nutzte Flugkorridore oder regelmäßig genutzte Nahrungs-
habitate des Radius 2 (erweiterter Prüfbereiche, siehe
Nummer 3 — Abbildung 3 —) von der Vorhabensfläche
betroffen sein können, 
(Hinweis: Regelmäßig genutzte Nahrungshabitate oder
Flugkorridore können nur innerhalb des Standarduntersu-
chungsgebiets bzw. des Radius 1 oder des erweiterten
Prüfbereichs [Radius 2] liegen. Außerhalb der Prüfberei-
che kann eine sporadische Nutzung durch die betreffende
Art zwar vorkommen, da dieser Nutzung aber die Regel-
mäßigkeit fehlt, können hier keine artenschutzrechtlichen
Verbotstatbestände ausgelöst werden.); oder

3. bedeutende Schlafplätze von Gastvögeln im Radius 2 nach
Nummer 3 (Abbildung 3) liegen,

sind artspezifisch und problembezogen vertiefte Raumnut-
zungsanalysen durchzuführen. 

Diese müssen folgende Leistungen umfassen:
— Berücksichtigung vorliegender Daten sowie Informationen

sachverständiger Dritter (z. B. über aktuelle und frühere
Neststandorte, bevorzugte Nahrungshabitate).

— Potenzialanalyse der Hauptnahrungsgebiete und Flugkor-
ridore (potenzieller Gefährdungsraum) durch Auswertung
vorhandener Daten (u. a. Landschaftsstruktur etc.). Kann
im Rahmen dieser Prüfung ein artenschutzrechtlicher
Konflikt zuverlässig ausgeschlossen werden, weil regelmä-
ßig genutzte Nahrungshabitate und Flugkorridore nicht
betroffen sind, endet die vertiefende Raumnutzungsana-
lyse mit diesem Ergebnis. Es empfiehlt sich, die Natur-
schutzbehörde an der Entscheidung zu beteiligen.

— Ergeben sich im Rahmen dieser Prüfung Hinweise auf re-
gelmäßig genutzte, essenzielle Nahrungshabitate und Flug-
korridore, die durch das Vorhaben erheblich beeinträch-
tigt werden können, so dient die vorgenannte Analyse des
potenziellen Gefährdungsraums zur Vorbereitung einer
problemorientierten, vertiefenden Raumnutzungskartie-
rung. Festlegung von Dauerbeobachtungspunkten; diese
sind so zu wählen, dass aus den Beobachtungsdaten Aus-
sagen über das Kollisions- und oder Störrisiko des betroffe-
nen Brutbestandes getroffen werden können. 

— Dauerbeobachtung der vom geplanten Vorhaben betroffe-
nen Individuen der betreffenden Art während der gesam-
ten Brutzeit im potenziellen Gefährdungsraum. Je nach der
artspezifischen Dauer der Brutzeit (inklusive Balz und
Ausflug der Jungen) sind im Regelfall zwischen minde-
stens 14 Tagen (z. B. Rotmilan) und maximal 70 Tagen
(z. B. Seeadler) mindestens 6 Stunden pro Beobachtungs-
punkt. Die Zahl der zeitgleich zu besetzenden Beobach-
tungspunkte richtet sich nach den topografischen Gege-
benheiten und der vorhabenspezifischen Fragestellung für
die Untersuchung. Für eine belastbare Raumnutzungsana-
lyse sind erfahrungsgemäß in der Regel drei zeitgleich be-
setzte Dauerbeobachtungspunkte erforderlich. Entsprechend
ergibt sich bei 6 Stunden Beobachtungszeit pro Beobach-
tungspunkt und 14 Beobachtungstagen eine Gesamtbeob-
achtungszeit von 252 Stunden. Im Regelfall ist dabei die
Funktionsbeziehung zwischen dem Brutplatz (bzw. Schlaf-
platz) und der Vorhabenfläche zu untersuchen um zu klä-
ren, ob die Vorhabenfläche regelmäßig genutzte Flug-
routen und/oder regelmäßig genutzte Nahrungshabitate
enthält oder berührt. Bei nachtaktiven Arten ist die Beob-
achtungszeit und Methodik an die spezifischen Beobach-
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tungsbedingungen anzupassen. In der Hauptaktivitäts-
phase der betreffenden Art ist die Untersuchung verdich-
tet durchzuführen. 

— Zu erfassen und kartografisch darzustellen sind die aufge-
suchten Nahrungshabitate sowie die Flugwege (Dokumen-
tation der Flächennutzung für die Berechnung eines
Präferenzindexes). Sind mastartige Strukturen mit be-
kannter Höhe im Gelände vorhanden, die eine zuverlässi-
ge Einschätzung der Flughöhe ermöglichen, so kann die
Aufzeichnung der Flugdauer in der ermittelten Flughöhe
hilfreich für die Bewertung von Kollisionsrisiken sein. So-
fern Angaben zur Flughöhe gemacht werden, sollten drei
Höhenklassen unterschieden werden (z. B. deutlich unter-
halb, deutlich in bzw. deutlich oberhalb der Rotorreich-
weite der geplanten Anlagen). Für die Angaben zur
Flughöhe sind die Hilfsmittel anzugeben, mit denen die
Angaben getroffen wurden.

— Zu erfassen sind die quantitative und qualitative Bedeu-
tung einzelner Nutzungstypen und Distanzklassen.

— Die für die jeweilige Art relevante Bewirtschaftung und
einzelne Bewirtschaftungsereignisse sind zu dokumentie-
ren.

— Es sind flächendeckende Aussagen zur Raumnutzung be-
zogen auf den potenziellen Gefährdungsraum zu treffen.

— Die Anforderungen sind zweckmäßigerweise mit der Na-
turschutzbehörde abzustimmen.

Die Unterlagen des Vorhabenträgers sind im Hinblick auf
die Bewertung des Kollisionsrisikos nur ausreichend, wenn
a) die empfohlene Zahl der Beobachtungstage eingehalten, 
b) die Beobachtungstage auf die sensible Phase der betroffe-

nen Art angemessen verteilt wurden und 
c) eine Raumnutzungsanalyse erfolgte. 

Im Regelfall ist zudem eine erfolgreiche Brut der betroffe-
nen Brutpaare erforderlich. Aussagekräftige Raumnutzungs-
analysen sollten immer dann eine erfolgreiche Brut für im
Gebiet vorkommende kollisionsgefährdete oder störempfindli-
che Greif- und Großvogelarten umfassen, wenn der Anlagen-
standort 
a) im Radius 1 (siehe Nummer 3 — Abbildung 3 —) zum

Horst liegt oder 
b) zu Nahrungshabitaten im Radius 2 (siehe Nummer 3 —

Abbildung 3 —) führt und dabei der geplante Windpark
regelmäßig durchflogen werden müsste (Hauptflugroute). 

In der Planungspraxis stellt sich die Frage, wie bei Brutabbrü-
chen in den in Buchst. a und b genannten Fällen zu verfahren
ist. Bei Brutabbrüchen, die auf mangelhafte, nicht kurzfristig
behebbare Lebensraumbedingungen zurückgehen, ist eine
Raumnutzungsanalyse auch ohne eine erfolgreiche Brut durch-
führbar. Alle im Laufe der Untersuchungssaison anfallenden
Daten sollen für die Analyse herangezogen werden. Gehen
Brutabbrüche nicht auf mangelhafte, nicht zu behebende Le-
bensraumbedingungen zurück (z. B. absichtliche Störung)
wird empfohlen, innerhalb eines Zeitraums von drei Jahren
durch eine erfolgreiche Brut zu belastbaren Raumnutzungsda-
ten zu kommen. In den ersten beiden Jahren mit Brutabbrü-
chen kann die Raumnutzungserhebung auch aus Kosten-
gründen unmittelbar nach Feststellung des Brutabbruchs ab-
gebrochen werden. Im dritten Jahr mit Brutabbruch wird
empfohlen die Beobachtungen über die komplette Saison fort-
zuführen, um ein möglichst umfangreiches Bild von der
Raumnutzung zu gewinnen.
5.1.3.2 Gastvogelerfassung

Die Gastvogelerfassung sollte mindestens 14-tägig bis maxi-
mal wöchentlich eine Erhebung im gesamten Untersuchungs-
raum (1 000 m Radius), im Regelfall von der ersten Juli-
Woche bis zur letzten April-Woche umfassen. Die Zahl der
durchzuführenden Termine ist abhängig von der aus der
räumlichen Lage, der topografischen Ausstattung und den
eventuellen Vorkenntnissen über die zu erwartende Bedeu-
tung eines Untersuchungsraums für rastende oder überwin-
ternde Gastvögel. Regional bedingte Abweichungen können
sinnvoll sein, z. B. um Schwerpunkte der Untersuchung auf
die Überwinterung von nordischen Gänsen, die Rastperiode
von Kranichen oder den Durchzug von Kiebitzen zu setzen. In
solchen Hauptdurchzugs- oder Überwinterungsphasen kön-
nen auch zwei Geländetage pro Woche sinnvoll sein. Anzahl
der rastenden Vögel und räumliche Verteilung der rastenden
Vogeltrupps sind in einem Kartenausschnitt (M. 1 : 10 000,
ggf. auch 1 : 5 000) zu dokumentieren.

5.1.3.3 Vogelzug
Es können spezifische Erfassungen des Zuggeschehens er-

forderlich sein. Im Untersuchungsgebiet und in den mit ihm
räumlich korrespondierenden Schutzgebieten, soweit deren
Schutzzweck den Erhalt bedeutender Gastvogellebensräumen
beinhaltet, sind lokale Austauschbewegungen zwischen den
Schlafplätzen nordischer Gastvogelarten und Kranichen und
deren Hauptnahrungsgebieten zu berücksichtigen, wenn be-
gründet davon ausgegangen werden muss, dass entsprechen-
de lokale Austauschbewegungen durch ein Vorhaben erheb-
lich beeinträchtigt werden können.
5.1.4 Avifaunistischer Untersuchungsbedarf auf der Ebene

der Regional- und Flächennutzungsplanung
Auf der Ebene der Regional- und Flächennutzungsplanung

sollten vorrangig vorhandene Daten, insbesondere zu den in
Nummer 3 (Abbildung 3) genannten Brutvogelarten sowie zu
bedeutsamen Gastvogelvorkommen auszuwerten sein. Bei der
vergleichenden Bewertung der Potenzialflächen für die Wind-
energienutzung sollten diese Daten berücksichtigt werden. 

Da für gefährdete Brutvögel des Offenlandes der Planung
häufig keine aktuellen Daten zur Verfügung stehen, sind in
der Regel ergänzende Übersichtskartierungen erforderlich.
Zielsetzung derartiger Erfassungen ist es, eine vergleichende
Bewertung von Potenzialflächen zu ermöglichen, um die Aus-
weisung von Sondergebieten begründen zu können.

Die Übersichtskartierung der Brutvögel sollte mindestens
vier Bestandserfassungen auf der gesamten Fläche, verteilt auf
die gesamte Brutzeit (Ende März bis Mitte Juli), umfassen.
Hierbei sind insbesondere die gefährdeten Brutvögel des Of-
fenlandes zu erfassen.

5.2 Fledermäuse
Für rund die Hälfte aller einheimischen Fledermausarten

kann durch den Betrieb von WEA ein erhöhtes Kollisionsrisi-
ko bestehen. Aufgrund des bestehenden Individuenbezuges
im Zusammenhang mit den Tötungsverbot gemäß § 44 Abs. 1
Nr. 1 BNatSchG ist daher eingehend zu prüfen, ob ein signifi-
kant erhöhtes Tötungsrisiko für die Arten durch die Realisie-
rung eines Vorhabens zu erwarten ist. Zusätzlich zu einem
betriebsbedingten Tötungsrisiko kann es baubedingt zu einer
Schädigung von Quartieren oder Nahrungshabitaten, sowie
zur möglichen Tötung von Tieren bei der Entnahme von
Quartieren kommen.

Ein erhöhtes betriebsbedingtes Tötungsrisiko ist vor allem
dann gegeben, wenn sich 
1. eine geplante WEA im Bereich eines regelmäßig von den

kollisionsgefährdeten Fledermausarten genutzten Aktivi-
tätsschwerpunkt befindet,

2. ein Fledermausquartier in einem Abstand kleiner 200 m
zu einer geplanten WEA befindet,

3. an einer geplanten WEA ein verdichteter Durchzug oder
Aufenthalt von Fledermäusen im Herbst oder Frühjahr
festzustellen ist.

Der nachfolgend beschriebene Untersuchungsumfang für
Fledermausgutachten hat sich an den oben genannten projekt-
und anlagenbezogenen möglichen Risiken eines Vorhabens
auszurichten. Zudem ist zu differenzieren, ob es sich um Un-
tersuchungen auf der Zulassungsebene oder der Ebene der Re-
gional- und Flächennutzungsplanung handelt. 

Die folgenden Aussagen beziehen sich ausschließlich auf
Standorte außerhalb von Waldflächen. Für Untersuchungen
von WEA-Standorten in Wäldern sind aufgrund der spezifi-
schen Fragestellungen erweiternde Untersuchungsmethoden
erforderlich, die hier nicht Gegenstand der Beschreibung ei-
ner Mindesterfassungstiefe in Bezug auf Fledermäuse ist.
5.2.1 Anforderungen an die Untersuchung

Das zu untersuchende Artenspektrum, die Anzahl der Bege-
hungen sowie die Erfassungsmethoden unterliegen ebenso
wie bei avifaunistischen Untersuchungen dem Verhältnismä-
ßigkeitsgrundsatz und hängen im Einzelfall insbesondere von
der Größe und Lage des Untersuchungsraums sowie dessen
naturräumlicher Ausstattung und den artspezifischen Erfor-
dernissen ab. Maßgeblich ist auch, ob zu dem Gebiet bereits
hinreichend aktuelle und aussagekräftige Ergebnisse aus frü-
heren Untersuchungen vorliegen. Für die Regional- und Bau-
leitplanung sowie für immissionsschutzrechtliche Zulassungs-
verfahren für WEA wird im Folgenden ein landesweit einheit-
licher Standard für derartige Untersuchungen empfohlen, der
nicht unterschritten werden sollte. 
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Im Rahmen der immissionsschutzrechtlichen Zulassungs-
verfahren für WEA sind der Umfang und die Anforderungen
der für den Landschaftsraum erforderlichen methodischen
Untersuchungstiefe zuvor mit der Naturschutzbehörde abzu-
stimmen. 

Alle Untersuchungen sind von fachlich versierten Fleder-
mauskundlerinnen und Fledermauskundlern zu geeigneten
Jahres-, Tages- und Nachtzeiten sowie unter geeigneten Witte-
rungsbedingungen durchzuführen. Erfassungstage/-nächte und
-zeiten sowie zum jeweiligen Zeitpunkt vorherrschende Wit-
terungsverhältnisse sind tabellarisch zu dokumentieren. 

Die verwendeten Erfassungsgeräte, Auswertungs- und Be-
wertungsmethoden sowie die ggf. für Vorprüfungen verwen-
dete Analysesoftware sind zu dokumentieren und zu be-
schreiben. 

Eine Betroffenheit von Fledermäusen sollte aus Gründen
der Rechtssicherheit vor einer Zulassung der Anlagen einge-
hend geklärt werden; die Klärung kann nicht erst Gegenstand
eines Höhen-/Gondelmonitorings nach Zulassung der WEA
sein (siehe Nummer 8 — Höhen-/Gondelmonitoring —). Ein
Monitoring dient dazu, bei Unsicherheit über die Wirksam-
keit von Schutz- und Kompensationsmaßnahmen weitere Er-
kenntnisse über die Beeinträchtigungen zu gewinnen, um die
Durchführung des Vorhabens zu steuern. Es stellt aber kein
zulässiges Mittel dar, um behördliche Ermittlungs- und Er-
kenntnisdefizite zu kompensieren (BVerwG, Urteil vom 17. 1.
2007 — 9 A 20/05 — Rn. 55; BVerwG, Urteil vom 14. 7. 2011
— 9 A 12/10 — Rn. 105). Außerdem kann im Rahmen der na-
turschutzrechtlichen Einschätzungsprärogative nicht ohne
ausreichende Sachverhaltsermittlung von erhöhten Aktivi-
tätsdichten und einem daraus folgenden signifikant erhöhten
Tötungsrisiko ausgegangen werden (OVG Magdeburg, Urteil
vom 13. 3. 2014 — 2 L 212/11 — Rn. 29). 

Generell ist davon auszugehen, dass überall in Niedersach-
sen mit dem Vorkommen von Fledermausarten zu rechnen
ist, die anlage-, bau- oder betriebsbedingt gefährdet werden
könnten. Daher bedarf es in jedem Falle einer fledermaus-
kundlichen Untersuchung der entscheidungserheblichen Fle-
dermausarten.
5.2.2 Windenergieanlagenempfindliche Fledermausarten

Die in Niedersachsen vorkommenden WEA-empfindlichen
Fledermausarten sind in Nummer 3 (Abbildung 4) dargestellt.
Ob das Tötungsrisiko einer Art signifikant erhöht ist, ist im
Einzelfall art- und standortspezifisch zu beurteilen. 
5.2.3 Fledermauserfassung im Zulassungsverfahren
5.2.3.1 Bodengebundene Untersuchungen 

Durch den Bau oder den Betrieb von WEA können sowohl
Tiere der sommerlichen Lokalpopulation als auch ziehende
Tiere betroffen sein. Während der Zugzeiten ist eine Unter-
scheidung von Tieren der sommerlichen Lokalpopulation und
ziehender Tiere akustisch oder visuell nicht immer möglich.
Mit Ausnahme des küstennahen Raumes und der Niederun-
gen der größeren Flüsse, sind die Kenntnisse über die Migrati-
on von Fledermäusen unvollständig, sodass die benötigten
erforderlichen Informationen zur Risikoabschätzung in der
Regel durch Erfassungen ermittelt werden müssen.

Der Untersuchungsraum sollte unter Berücksichtigung der
relevanten naturräumlichen Bedingungen und der zu vermu-
tenden tierökologischen Funktionen einzelfallbezogen abge-
grenzt werden. Als Orientierungswert sollte dieser je Ein-
zelanlage bzw. um die äußeren Anlagen gemessen mindestens
500 m umfassen. 

Es ist somit sicherzustellen, dass alle Quartiere in der Regel
im 500 m Radius erfasst werden und der Spielraum für mögli-
cherweise erforderliche Verschiebungen von einzelnen Anla-
genstandorten hinreichend beurteilt werden kann. Ebenfalls
ist sicherzustellen, dass die erforderlichen Erschließungsmaß-
nahmen (Zuwegung, Kranstellflächen, Kabelwegebau) in der
Abgrenzung des Untersuchungsgebiets berücksichtigt werden
(Prüfung anlage- und baubedingter Risiken). Infrage kommt
der Einsatz des gesamten akustischen Methodenspektrums —
hochwertige automatische Erfassungssysteme und -einheiten,
sowie kombinierte Mischer- und Zeitdehnungsdetektoren
(siehe hierzu Nummer 5.2.4 Anforderungen an die Techni-
sche Ausstattung).

Die mobile Detektoruntersuchung und die Suche nach
Quartieren sind im Wesentlichen erforderlich für die Erfas-
sung der vorkommenden Arten und ihrer im Untersuchungs-
raum befindlichen Fortpflanzungs- und Ruhestätten. Ferner
gilt es die räumlichen Funktionsbeziehungen von Flugrouten,
Nahrungshabitaten und möglichen Quartierstandorten zu er-
mitteln und zu bewerten. 

Mit Hilfe von stationären Erfassungseinheiten ist an den ge-
planten Anlagenstandplätzen zu ermitteln, ob diese sich an ei-
nem Aktivitätsschwerpunkt der Fledermäuse befinden. Um
eine direkte quantitative und qualitative Vergleichbarkeit der
akustischen Daten an den zu untersuchenden Standorten zu
gewährleisten, ist die Verwendung systemgleicher Geräte-
und Mikrofonempfindlichkeiten erforderlich.

Ergänzt werden diese artenschutzrechtlich erforderlichen
Sachverhaltsermittlungen zusätzlich durch den Einsatz von
Daueraufzeichnungssystemen in der geplanten Windparkflä-
che im Zeitraum vom 1. April bis 15. November.

Dauererfassungssysteme sollen eine kontinuierliche Erfas-
sung der Fledermausaktivität gewährleisten und ergänzen die
Daten der automatischen stationären Erfassung. So kann ver-
mieden werden, dass konzentrierte Zugereignisse, die sich auf
wenige Tage im Jahr beschränken können, durch das Raster
der Geländetermine für die stationäre Erfassung oder die der
mobilen Detektorkartierungen fallen.
5.2.3.2 Standarduntersuchung

Das Untersuchungsprogramm im Zulassungsverfahren soll-
te daher in der Regel wie folgt festgelegt werden:
— Dauererfassung: Je Plangebiet sind Dauererfassungssyste-

me von mindestens 1. April bis 15. November im Gelände
zu installieren. (Anforderung: Artdetermination soweit wie
möglich.) Hierzu eignen sich Systeme wie z. B. Avisoft,
Batcorder, Wildlife acoustic, AnaBat, Pettersson, welche
z. B. an Pfählen u. ä. im Vorhabengebiet angebracht wer-
den können. Als Regel sollte gelten: ein bis vier geplante
WEA: ein Dauererfassungssystem, ab fünf bis neun geplan-
ter WEA: zwei Dauererfassungssysteme, ab zehn ge-
planter WEA: drei Dauererfassungssysteme.

— Stationäre Erfassung: Zwischen Mitte April und Mitte Ok-
tober werden an 14 Terminen (3 Termine im Frühjahr
(15. April bis 31. Mai), 5 Termine im Sommer (1. Juni bis
15. Aug), sowie 6 Terminen im Spätsommer/Herbst (5 Be-
gehungen vom 15. August bis 30. September, eine Bege-
hung zwischen 1. bis 15. Oktober) je geplantem WEA-
Standort über die ganze Nacht automatische akustische Er-
fassungsgeräte aufgestellt. Diese müssen das gesamte Fre-
quenzspektrum aller kollisionsgefährdeten Arten abdecken
und eine Bestimmung soweit wie möglich auf Artniveau
zulassen. 1 bis 2 Ergänzungstermine im Oktober, sofern
das Plangebiet in vermuteten Zuggebieten liegt wie z. B.
küstennaher Raum, Umgebung größerer Still- und Fließge-
wässer. Die Daten der stationären Erfassungen bilden eine
wesentliche Grundlage zur Beurteilung des Konfliktpoten-
zials hinsichtlich des möglichen Schlagrisikos und der Fle-
dermausaktivitäten an den konkret geplanten Standorten
und damit für die Beurteilung sowie der Ableitung von
ggf. notwendigen Monitoring- und Abschaltzeiten. 

— Mobile Detektoruntersuchungen: Standortbezogene Un-
tersuchungen der örtlichen Fledermauspopulationen wie
oben (14 Termine/Nächte, siehe unter „stationäre Erfas-
sung“) zur Ausflugs- und Nachtzeit. Im Anschluss an die
erste Nachthälfte sind alle potenziellen Quartier-/Balzbe-
reiche noch einmal aufzusuchen. Gleiches gilt für die mor-
gendliche Schwärm- und Einflugphase. Die mobile Detek-
toruntersuchung dient im Wesentlichen der Erfassungen
der Aktivitätsschwerpunkte, räumlichen Funktionsbezie-
hungen und Quartiere im Vorhabengebiet und seiner en-
geren Umgebung. Im September und Oktober sollte je
nach Lokalität (z. B. im Umfeld von größeren Gewässern)
schon nachmittags begonnen werden. Aus den so gewon-
nenen Daten müssen ggf. Hinweise zur Parkkonfiguration
abgeleitet werden können (Eingriffsvermeidung) bzw. bei
Vorkommen von Quartieren auch Fragen der grundsätzli-
chen Nutzbarkeit von Potenzialflächen beantwortet wer-
den. 
Da die Fledermausarten unterschiedliche nächtliche Akti-
vitätsmuster aufweisen, wird empfohlen, bei ganzen Näch-
ten pro Erfassungsnacht zwei nächtliche Durchgänge
durchzuführen: ein Durchgang spätestens mit Beginn des
Ausflug zur Erfassung der (früh fliegenden) Abendsegler-
arten und einen zweiter Erfassungsdurchgang mit Beginn
der zweiten Nachthälfte (ab ca. 1 bis 2 Uhr) für die Arten,
die später oder während der gesamten Nacht aktiv sind.
Die Dauer der Begehungen erstreckt sich bis zur morgend-
lichen Rückflug- oder Schwarmphase um ggf. mögliche
Quartierstandorte ausfindig zu machen.
Die Untersuchungen sind methodisch vorrangig auf das
Artenspektrum der eingriffsrelevanten Fledermausarten
ausgerichtet. Durch den Bau von Zufahrten und die Anla-
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ge von Kranstellflächen können ggf. Baumbestände (Ein-
zelbäume, Hecken etc.) in Anspruch genommen werden.
Die vorgenannten Gehölzstrukturen sind im Hinblick auf
die Verbotsnorm des § 44 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 3 BNatSchG
zu prüfen.

5.2.3.3 Alternative Untersuchungsmethode
Als alternatives Untersuchungsprogramm im Zulassungs-

verfahren besteht einzelfallbezogen und mit Zustimmung der
untere Naturschutzbehörde und ggf. unter Einbeziehung der
Fachbehörde für Naturschutz die Möglichkeit, den Umfang
der Detektoruntersuchung auf minimal acht Begehungen pro
Jahr zu reduzieren, wenn gleichzeitig sichergestellt ist, dass
jeweils durch eine stationäre Dauererfassung pro geplanten
WEA-Standort die erforderliche Sachverhaltsermittlung wei-
terhin gewährleistet ist.
5.2.4 Anforderungen an die Technische Ausstattung

Die technische Ausstattung hat sich an dem aktuellen
Stand der Technik auszurichten, welcher sich in den letzten
Jahren entscheidend verbessert und gefestigt hat. Abhängig
von der jeweiligen Fragestellung können Mischer-, Teiler-
oder Zeitdehnungsdetektoren sowie Echtzeit- und Vollfre-
quenzsysteme eingesetzt werden. Vielfach ist es bei ergebnis-
orientierter Bearbeitung sinnvoll, unterschiedliche Techniken
zu kombinieren. Vom Grundsatz her sollten alle Arten einer
Erfassung auf dem Artniveau bestimmbar sein. Mitgeführte
Echtzeitsysteme (z. B. Avisoft, Batlogger etc.) sind in der Regel
mit einem GPS gekoppelt und erlauben die Nachkontrolle
und Absicherung der Feldbefunde. 

Während der mobilen Detektorerfassung sollte (zusätzlich)
ein mobiles Dauererfassungsgerät, gekoppelt mit einem GPS-
Empfänger mitgeführt werden, um für den Gutachter eine
nachträgliche Bestimmung der Feldbefunde zu ermöglichen.
Das mitführen mindestens eines kombinierten Mischer- und
Zeitdehnungsdetektors ist obligat. Dies gilt für alle Erfassun-
gen, gleich auf welcher Planungsebene. Eine Auswertung der
Daten der stationären Erfassungssysteme, wie auch der Detek-
torerfassungen sollte nicht ausschließlich durch automatische
Analyse- und Bestimmungssoftware erfolgen, da die Ergebnis-
se der Auswertungen oftmals bei den derzeit verfügbaren Pro-
grammen und Systemen zu realitätsfernen Artdeterminatio-
nen führen. Sämtliche Rufauswertungen und Artdetermina-
tionen sind daher gleichfalls manuell auf ihre Validität zu
prüfen. 
5.2.5 Fledermauserfassung auf der Ebene der Regional- und

Flächennutzungsplanung
Da Informationen über bedeutende Fledermauslebensräu-

me zumeist nicht von vornherein vorliegen, müssen entspre-
chende systematische Untersuchungen spätestens auf der Ebene
des Zulassungsverfahrens durchgeführt werden. Auf dieser
Grundlage kann entschieden werden, ob oder unter welchen
Bedingungen eine Windenergienutzung möglich ist. Im Regel-
fall können mit dem Abschalten der Anlagen zu Zeiten mit
prognostizierten hohen Fledermausaktivitäten artenschutz-
rechtliche Konflikte vermieden werden. Befinden sich jedoch
Winterquartiere oder bedeutende Wochenstuben in einem
Vorhabengebiet, kann die Nutzbarkeit der Flächen erhebliche
Einschränkungen erfahren.  

Auf der Ebene der Regional- und Flächennutzungsplanung
sollte für die zur Ausweisung vorgesehenen Potenzialflächen
geprüft werden, ob bedeutende Fledermausvorkommen be-
kannt sind (z. B. Wochenstuben, Männchenkolonien, Winter-
quartiere) und ob aufgrund der gebietsspezifischen, struktu-
rellen Ausstattung der Flächen Aktivitätsschwerpunkte mit
besonderer Bedeutung betroffen seien können. Im Interesse
der Planungssicherheit empfiehlt es sich, zumindest auf der
Ebene des Flächennutzungsplans, die Bedeutung der betroffe-
nen Bereiche für Fledermäuse zu klären, sofern nicht von
vornherein eine Betroffenheit bedeutender Fledermauslebens-
räume ausgeschlossen werden kann.

5.3 Datenaktualität 
Wenn zu einem Vorhabengebiet bereits hinreichend aktuel-

le und aussagekräftige Ergebnisse aus früheren Untersuchun-
gen vorliegen sind weitere Datenerhebungen nicht notwen-
dig. Diese Untersuchungsergebnisse dürfen nicht älter als sie-
ben Jahre sein, sollten aber optimaler Weise nicht älter als
fünf Jahre sein.

Ältere Daten liefern wichtige Hinweise zur Beurteilung der
artenschutzrechtlichen Fragestellungen (z. B. zu regelmäßig
genutzten Fortpflanzungs-/Ruhestätten, zu Rast- und Zugvö-
geln, zu Offenlandarten mit wechselnden Standorten und
schwankendem Bestand (z. B. Weihen und Wachtelkönig) so-

wie zu Gemeinschaftsschlafplätzen von Milanen und Wei-
hen). Bei Greifvogelarten, Uhu und Schwarzstorch ist die
Abschätzung des Störungs- und Schädigungsrisikos auch auf
Wechselnester auszulegen. Die Wechselhorste von Greifvogel-
arten und Uhu verlieren nach drei Jahren der Nichtnutzung
ihre Funktion als Niststätten. Bei Wechselnestern des Schwarz-
storches sind Nester der letzten fünf Jahre zu berücksichtigen.

Im Rahmen von ASP und FFH-VP werden mit einem hohen
Arbeits- und Finanzaufwand qualitativ hochwertige Daten
zum Vorkommen von Vögeln und Fledermäusen erhoben. Es
ist sinnvoll, dass diese Daten auch für andere Auswertungen
(z. B. für andere Planungs- und Genehmigungsverfahren)
nutzbar gemacht werden. Aus diesem Grund wird dringend
empfohlen, dass alle im Zusammenhang mit WEA-Planungen
erhobenen Bestandsdaten nach Abschluss des Projekts dem
NLWKN zur Aufnahme in den landesweiten Datenbestand
übermittelt werden.

6. FFH-Verträglichkeitsprüfung in Regional- und Flächennutzungs-
planung, Genehmigungsverfahren

Natura-2000-Gebiete (FFH- und Vogelschutzgebiete) gelten
gemäß Nummer 2.8 i. V. m. Tabelle 3 der Anlage 2 des Wind-
energieerlasses auf Ebene der Raumplanung als „harte Tabu-
zone“, soweit die Errichtung von WEA nicht mit dem Schutz-
zweck/Erhaltungsziel vereinbar ist (u. a. Schutz von Vogel
und Fledermausarten). Darüber hinaus soll eine planungs-
rechtliche Ausweisung von Vorrang- bzw. Eignungsgebieten
für WEA in den hierdurch nicht bereits erfassten Natura
2000-Gebieten nicht vorgesehen werden.

Allerdings ist in diesen Gebieten das Repowering von Alt-
anlagen möglich, wenn die Einrichtung und der Betrieb nicht
zu erheblichen Beeinträchtigungen des Natura 2000-Gebietes
in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maß-
geblichen Bestandteilen führen.

WEA dürfen nicht zu erheblichen Beeinträchtigungen der
für Schutzzweck bzw. der Erhaltungsziele maßgeblichen Be-
standteile von FFH-Gebieten und Vogelschutzgebieten füh-
ren. Für WEA, deren Einwirkungsbereich in diese hinein-
reichen, ist im Genehmigungsverfahren eine Vorprüfung der
FFH-Verträglichkeit und ggf. eine FFH-Verträglichkeitsprü-
fung vorzunehmen.

Bei WEA-Planungen im unmittelbaren Umfeld von Natura
2000-Gebieten kann die Einhaltung eines Puffers zu Teilen
des Gebietes oder zum gesamten Gebiet notwendig werden.
Die Prüfung und Umsetzung eines solchen Puffers ist schutz-
gutspezifisch und einzelfallbezogen vorzunehmen.

Ist eine FFH-VP auf raumplanerischer Ebene oder im Rah-
men der Genehmigung erforderlich, ist diese im Zusammen-
hang mit der strategischen Umweltprüfung (SUP) oder Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVP) durchzuführen. Die ver-
schiedenen Planungsebenen ermöglichen eine Abschichtung
der Prüfungstiefe. 

Besteht (noch) keine planerische Steuerung der Windener-
gienutzung mit Ausschlusswirkung, so ist die FFH-VP im je-
weiligen Genehmigungsverfahren durchzuführen.

7. Artspezifische Vermeidungs- und Schadensbegrenzungsmaßnah-
men/vorgezogene artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen
bezüglich Windenergieanlagen

Gegebenfalls lässt sich das Eintreten der artenschutzrechtli-
chen Verbotstatbestände durch geeignete Vermeidungsmaß-
nahmen erfolgreich abwenden. Dies können herkömmliche
Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen sein. Hierzu zäh-
len zum Beispiel Änderungen der Projektgestaltung, insbeson-
dere Meidung der Fortpflanzungs- und Ruhestätten (Brut-
oder Rastplatznahe Aktivitätszentren) der WEA-empfindlichen
Arten, optimierte Aufstellung der einzelnen Anlagen oder
Bauzeitenbeschränkungen. 

Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen müssen artspe-
zifisch ausgestaltet sein, auf geeigneten Standorten durchge-
führt werden und dienen der ununterbrochenen Sicherung
der ökologischen Funktion von betroffenen Fortpflanzungs-
und Ruhestätten für die Dauer der Vorhabenswirkungen. Dar-
über hinaus können sie i. S. von Vermeidungsmaßnahmen
dazu beitragen, erhebliche Störungen von lokalen Populatio-
nen abzuwenden bzw. zu reduzieren bzw. die mögliche Stei-
gerung eines Kollisionsrisikos für die betreffenden Arten unter
ein signifikantes Niveau sinken zu lassen. Vermeidungs- und
Verminderungsmaßnahmen können bei der Prüfung der Ver-
träglichkeit des Projekts nach Artikel 6 Abs. 3 FFH-RL berück-
sichtigt werden.
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Analog dazu gibt es bei der Betrachtung im Rahmen der
FFH-Verträglichkeitsprüfung die Möglichkeit Schadensbe-
grenzungsmaßnahmen in das Projekt mit einzubeziehen. 

Sie müssen je nach erforderlicher Wirkung (funktional/zeit-
lich) vor der Durchführung des Projekts umgesetzt werden
und spätestens zum Zeitpunkt der auftretenden Beeinträchti-
gungen des Natura 2000-Gebietes wirksam sein. Das Projekt
ist zulässig, wenn durch die Schadensbegrenzungsmaßnah-
men nachweislich sichergestellt wird, dass das Gebiet in sei-
nen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeb-
lichen Bestandteilen (in VSG in der Regel die WEA-empfindli-
chen Vogelarten) nicht erheblich beeinträchtigt wird. Scha-
densbegrenzungsmaßnahmen sind Schutzmaßnahmen, mit
denen schädliche Auswirkungen auf ein Natura-2000-Gebiet
vermindert werden sollen, sodass die Beeinträchtigung des
Natura-2000-Gebietes minimiert wird, es somit zu einer redu-
zierten Einwirkung kommt.

Die folgende Aufzählung möglicher Vermeidungs- und
Schadensbegrenzungsmaßnahmen zeigt exemplarisch auf,
welche Maßnahmen geeignet sein können, das Eintreten der
artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände im Rahmen von
ASP zu verhindern. Sie können auch geeignet sein, die Erheb-
lichkeitsschwelle im Rahmen von FFH-VP nicht zu über-
schreiten. Die Maßnahmen können je nach Einzelfall mit-
einander kombiniert oder alternativ zu einander konzipiert
werden, deren Anwendbarkeit im Einzelfall auf ihre Wirk-
samkeit und Vollzugsfähigkeit zu beurteilen ist:
7.1 Projektmodifizierung (in Planung und Projektierung)

Ausrichtung der WEA und kleinräumige Verschiebung
einzelner WEA: Im Bereich starken Vogelzugaufkommens,
der vor allem in südwestlicher Richtung (Herbst) bzw.
nordöstlicher Richtung (Frühjahr) erfolgt, kann die Aus-
richtung weitgehend parallel zur Vogelzugrichtung mög-
liche Barrierewirkungen und das Kollisionsrisiko deut-
lich reduzieren.
Durch eine geeignete Nabenhöhe sollten Vermeidungs-
und Verminderungseffekte gewährleistet sein, sodass ein
möglichst großer Abstand zwischen Geländeoberfläche
und unterer Rotorspitze erreicht werden kann.

7.2 Temporäre Betriebszeitenbeschränkungen zur Minimie-
rung des Vogelschlagrisikos
Kollosionsgefährdete Vogelarten: Kurzfristige Betriebszei-
tenbeschränkung von WEA drei Tage ab Beginn bei bo-
denwendenden Bearbeitungen und Erntearbeiten in
einem Umkreis von mindestens 100 m vom Mastfuß
während der Brutzeit. Die Maßnahmenwirksamkeit setzt
vertragliche Vereinbarungen zwischen Betreiber der
WEA und den Flächenbewirtschaftern zwingend voraus
und ist im Rahmen eines maßnahmenbezogenen Monito-
rings zu überwachen. Die Abschaltungen sind insbeson-
dere bis zum 15. Juli sinnvoll.

7.3 Abschaltalgorithmen bei Windenergieempfindlichen Fle-
dermaus-Arten
Eine signifikante Erhöhung des Kollisionsrisikos kann im
Regelfall durch eine Abschaltung von WEA in Nächten
mit geringen Windgeschwindigkeiten (v 6 m/sec) in
Gondelhöhe, Temperaturen w 10° C und keinem Regen
wirksam vermieden werden (alle Kriterien müssen zugleich
erfüllt sein). Die Maßnahme wird naturschutzfachlich
derzeit als einzig wirksame Minimierungsmaßnahme an-
gesehen. Darüber hinaus können aufgrund von natur-
räumlichen Gegebenheiten in Niedersachsen für die bei-
den Abendsegler-Arten und die Rauhautfledermaus un-
ter Vorsorge- und Vermeidungsgesichtspunkten auch bei
höheren Windgeschwindigkeiten Abschaltzeiten erfor-
derlich sein. Durch ein Gondelmonitoring (siehe Num-
mer 8) können die Abschaltzeiten ggf. nachträglich „be-
triebsfreundlich“ optimiert werden.
Bezüglich der Abschaltszenarien für WEA-empfindliche
Fledermausarten sind folgende Vorgehensweisen denk-
bar:
a) Auf der Grundlage von detaillierten Fledermausunter-

suchungen im Vorfeld der Genehmigung wird ein auf
den Einzelfall abgestimmtes, art- und vorkommenspe-
zifisches Abschaltszenario festgelegt. Ein Gondelmo-
nitoring im laufenden Betrieb ist dann nicht erfor-
derlich. Es bietet sich aber an, wenn die Abschaltzeiten
ggf. nachträglich „betriebsfreundlich“ optimiert wer-
den sollen. Für die Abschaltzeiten kommen die fol-
genden Zeiträume infrage:

— Frühjahrszug/Bezug der Wochenstuben 1. April bis
30. April,

— Wochenstubenzeit 1. Mai bis 31.Juli,
— Herbstzug/Bezug der Winterquartiere 15. Juli bis

31. Oktober.
7.4 Gestaltung des Mastfußbereiches 

Kollisionsgefährdete Vogelarten: Reduzierung der Mast-
fußflächen und Kranstellplätze auf das unbedingt erfor-
derliche Maß.
Kollisionsgefährdete Vogelarten: Abstimmung notwendi-
ger landschaftspflegerischer Maßnahmen der Mastfuß-
Umgebung und Kranstellflächen mit artspezifischen An-
forderungen. Keine Entwicklung von Strukturen, die auf
WEA-empfindliche Arten attraktive Wirkungen ausüben
(z. B. Teiche, Baumreihen, Hecken) bzw. Gestaltung mög-
lichst unattraktiver Mastfußbereiches für Nahrung su-
chende Vogelarten. Dies kann im Einzelfall durch die
Steuerung der landwirtschaftlichen Nutzung oder aber
durch die Anlage dichter bodendeckender Gehölze ge-
schehen. Die Maßnahmen dürfen allerdings nicht dazu
führen, dass Zugriffsverbote bei anderen Arten ausgelöst
werden. Deshalb sind auch mögliche Zielkonflikte mit
Fledermäusen zu beachten. (Es dürfen keine Nahrungs-
habitate oder Strukturen geschaffen werden, durch die
Fledermäuse angelockt oder direkt zu den WEA hingelei-
tet werden.)
Exemplarisch für einen vorgezogenen artenschutzrechtli-
chen Ausgleich sind folgende Maßnahmen denkbar:
— Anlage von attraktiven Nahrungshabitaten abseits

der Anlagen als Schadenbegrenzungsmaßnahme:
Hier bieten sich für die betroffenen Arten vor Inbe-
triebnahme der Anlage solche Maßnahmen an, die
deren Habitatansprüchen genügen. Hinweise hierzu
können den Vollzugshinweisen der Fachbehörde für
Naturschutz entnommen werden. Die Beurteilung
der Wirksamkeit der Maßnahme setzt Kenntnisse zur
Raumnutzung der entsprechenden Arten vor Ort
zwingend voraus. Nur so kann abgeschätzt werden,
ob eine Lenkung der Nahrungssuchflüge in sichere,
anlagenferne Bereiche gelingen wird und die Maß-
nahme zur Verbesserung der Nahrungsressourcen
beitragen kann.

— Passive Umsiedlung durch Habitatoptimierung/-neu-
anlage abseits der Anlagen entsprechend der Emp-
fehlung in Nummer 3 (Abbildung 3) als Schadens-
begrenzungsmaßnahme oder als vorgezogene Aus-
gleichsmaßnahme:
WEA-empfindliche Vogelarten: Sofern Brut- oder es-
sentielle Rast- und Nahrungshabitate durch Meide-
effekte oder Störungen verloren gehen, sind deren
Lebensstätten, im räumlichen Zusammenhang durch
entsprechende lebensraumgestaltende Maßnahmen
aufzuwerten und zu optimieren. Hinweise hierzu
können den Vollzugshinweisen der Fachbehörde für
Naturschutz entnommen werden:
http://www.nlwkn.niedersachsen.de/portal/live.php?
navigation_id=8083&article_id=46103&_psmand=26.

8. Anforderungen an ein Monitoring
Die Regelungen beziehen sich auf ein Monitoring nach In-

betriebnahme von Anlagen. Das Monitoring ist ein geeignetes
Instrument mit dem auch die Wirksamkeit des Maßnahmen-
konzeptes überprüft wird. 

Im Rahmen der Überprüfung der Umsetzung von Maßnah-
men kann festgestellt werden, inwiefern diese dauerhaft die
angestrebten Lebensraumfunktionen erfüllen. Dies betrifft ins-
besondere solche Maßnahmen, die von einer regelmäßig wie-
derkehrenden Pflege abhängen oder die beim Betrieb von
WEA regelmäßig durchzuführen sind.

Die Suche von Schlagopfern ist zeitaufwändig und mit vie-
len methodischen Schwierigkeiten behaftet. Daher kann eine
Schlagopfersuche grundsätzlich nicht Bestandteil des Monito-
rings werden. Ausnahmsweise kann eine Schlagopfersuche
bei Repowering oder Parkerweiterung geeignet sein. 

Eine Schlagopfersuche ist nicht geeignet, Ermittlungsdefizi-
te im Rahmen der Anlagengenehmigung auszugleichen.

Soll die Anlage auch bei geringeren als den in der Genehmi-
gung festgelegten Windgeschwindigkeiten betrieben werden,
ist dies vom Ergebnis eines zweijährigen Gondelmonitorings
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abhängig zu machen. Dieses umfasst automatisierte Messun-
gen der Fledermausaktivität in den Zeiträumen April bis Ende
Oktober12). Die Mikrofone sind auf Gondelhöhe nach unten
auszurichten. Wenn aus der Anzahl der akustischen Ereignis-
se auf die Anzahl der voraussichtlichen Schlagopferzahlen ge-
schlossen werden soll, sind die Detektoren (Batcorder, AnaBat
und Avisoft) u. a.13) zu kalibrieren.

Kann anhand der Ergebnisse dieser Untersuchungen belegt
werden, dass die Anlagen auch bei geringerer Windgeschwin-
digkeit ohne signifikant steigendes Tötungsrisiko betrieben
werden können, sind die Abschaltzeiten entsprechend zu re-
duzieren. Dies kann bereits am Ende des ersten Jahres gesche-
hen. Hierzu sind die Ergebnisse des Monitorings vorzulegen
und mit den Wetterdaten bezogen auf die betreffenden Anla-
genstandorte abzugleichen. In den meisten Fällen kann ver-
mutlich eine Einschränkung der Abschaltzeiten erreicht wer-
den. In Betriebsprotokollen ist anschließend nachzuweisen,
dass die Abschaltzeiten eingehalten werden. 

12) Nach den Bedingungen des Forschungsvorhabens von Brinkmann,
R.; Behr, O.; I. Niermann & M. Reich (Hrsg.) (2011): Entwicklung
von Methoden zur Untersuchung und Reduktion des Kollisionsrisi-
kos von Fledermäusen an Onshore-Windenergieanlagen. Ergebnisse
eines Forschungsvorhabens. Schriftenreihe Institut für Umweltpla-
nung, Leibniz Universität Hannover „Umwelt und Raum“ Band 4.

13) Entsprechend den Vorgaben von Brinkmann et al. (2011) bzw.
Specht (2013): http://www.avisoft.com/Inbetriebnahme%20und
%20Kalibrierung%20des%20WEA-Fledermausmonitoring-Systems.pdf.

Um bei der akustischen Erfassung der Fledermausaktivität
im Rotor- und Gondelbereich zu einheitlichen und vergleich-
baren Ergebnissen zu gelangen, ist für die Untersuchungen
nur solche Technik zulässig, die eine artenspezifische Erfas-
sung der Rufe der Fledermäuse ermöglicht. Folgende Parame-
ter der verwendeten Technik und witterungsbedingte Aktivi-
tätswerte sind anzugeben:
— verwendete Detektorentypen, Analysesoftware und sons-

tige Aufzeichnungstechnik (Hersteller, Serientyp, Wirkungs-
weise),

— Empfindlichkeitseinstellung,
— Anbringungsort, -höhe, Ausrichtung und Empfangswinkel

des Mikrofons,
— Aufzeichnungs- und Ausfallzeiten,
— Nabenhöhe, Länge der Rotorblätter.

Auch hierbei wird empfohlen, dass die ermittelten Untersu-
chungsergebnisse und Gutachten sowohl der Genehmigungs-
behörde sowie ggf. auch im Rahmen einer externen Prüfung
oder Datenzusammenführung den unteren Naturschutzbehör-
den und der Fachbehörde für Naturschutz zur Verfügung ge-
stellt werden.

9. Schlussbestimmungen
Der Leitfaden wird alle drei Jahre evaluiert und entspre-

chend der Ergebnisse der Evaluation fortgeschrieben. Sofern
vor in Krafttreten des Leitfadens der Untersuchungsrahmen
für ein Vorhaben zwischen unterer Naturschutzbehörde und
Antragssteller bereits abgestimmt worden ist, sind keine wei-
tergehenden Untersuchungen erforderlich, wenn von diesen
kein entscheidungsrelevanter Erkenntnisgewinn zu erwarten ist.

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie

Teilaufhebung einer Erlaubnis nach § 19 BBergG
(Kimmeridge GmbH)

Bek. d. LBEG v. 4. 2. 2016
— L2.7/L67211/01-12 04/2016-0001 —

Die der Kimmeridge GmbH gemäß § 22 BBergG zum 1. 1.
2014 übertragene Erlaubnis, in dem Feld „Oldendorf“ Kohlen-
wasserstoffe aufzusuchen, ist nach § 19 Abs. 1 Satz 1 BBergG
teilweise aufgehoben worden.

Die verbliebene Erlaubnisfeldfläche wird umrissen durch
nachstehende Koordinaten der Feldeseckpunkte in Gauß-Krü-
ger-Koordinaten:

(Punkte 2 über 257 bis 662 entsprechen der idealisierten
Landesgrenze zu Hamburg).

Nach der teilweisen Aufhebung der Erlaubnis beträgt die
gegenwärtige Staatsvorbehaltsfläche des Erlaubnisfeldes mit
der Bezeichnung „Oldendorf Verkleinerung“ 406 860 200 m².

Die Wirksamkeit dieser Teilaufhebung tritt gemäß § 19 Abs. 2
BBergG mit dem Tag dieser Bekanntgabe ein.
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Teilaufhebung einer Erlaubnis nach § 19 BBergG
(Kimmeridge GmbH)

Bek. d. LBEG v. 4. 2. 2016
— L2.7/L67211/01-12 05/2016-0001 —

Die der Kimmeridge GmbH gemäß § 22 BBergG zum 1. 1.
2014 übertragene Erlaubnis, in dem Feld „Lüneburg“ Kohlen-
wasserstoffe aufzusuchen, ist nach § 19 Abs. 1 Satz 1 BBergG
teilweise aufgehoben worden.

Die verbliebene Erlaubnisfeldfläche wird umrissen durch nach-
stehende Koordinaten der Feldeseckpunkte in Gauß-Krüger-
Koordinaten:

(Punkte 1 bis 256 entsprechen der idealisierten Landesgren-
ze zu Schleswig-Holstein).

Nach der teilweisen Aufhebung der Erlaubnis beträgt die
gegenwärtige Staatsvorbehaltsfläche des Erlaubnisfeldes mit
der Bezeichnung „Lüneburg-Verkleinerung“ 419 857 600 m².

Die Wirksamkeit dieser Teilaufhebung tritt gemäß § 19 Abs. 2
BBergG mit dem Tag dieser Bekanntgabe ein.
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Nummer Rechtswert Hochwert

1 3566620,000 5919715,000

2 3566620,000 5921895,000

257 3569906,170 5926333,840

662 3586975,762 5923196,659

663 3590502,120 5911907,142

664 3586700,000 5902800,000

665 3584400,000 5894015,000

666 3570460,000 5908935,000

Nummer Rechtswert Hochwert

1 3586975,76 5923196,66

256 3604674,39 5915513,73

257 3616315,00 5900800,00

258 3596369,72 5893122,21


